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Schriften über Verkehrswesen. 



Durch Herausgabe von gediegenen, wissenschaftlichen 
Anforderungen entsprechenden Werken aus allen Gebieten/ 
des weitverzw-eigten Verkehrswesens unter dem Titel : 
„Schriften über Verkehrswesen" will der Club österr. Eisen- 
bahn-Beamten der Fachliteratur eine neue Stätte schaffen 

Die Sammlung wird in drei Reihen zerfallen, u. zw. 
wird enthalten: 

die. Reihe I: Sonderabdrücke von ausgewählten Artikeln 
größeren Umfanges aus dem Cluborgane, der „Österreichischen 
Eisenbahn-Zeitung" ; 

die Reihe II: Selbständige Werke, Monographien oder 
systematische Darstellungen ganzer Gebiete ; 

die Reihe HI: Lehrbücher für den Gebrauch an 
Eisenbahnschulen und Studienbehelfe für die Eleven und 
Aspiranten des Beamtenstandes. 

Der Club hofft für dieses Unternehmen die Mitarbeit 
sämtlicher hervorragender Fachmänner unseres Vaterlandes 
zu finden und damit der Fachwissenschaft einen neuen, 
wesentlichen Dienst zu leisten. 

Die redaktionelle Geschäftsführung ruht in den Händen 
des Redaktionskomitee des Club. 



Bisher sind erschienen: 
I. Reihe, Heft 1. „Die Eisenbahn-Tariftechnik" von Emil 
Rank, Inspektor der österr. Nordwestbahn. Preis K 1*60. 

I. Reihe, Heft 2. „Die Sicherungs-Anlagen der Wiener Stadt- 

bahn" von Hugo Koestler, k. k. Ober -Baurat. 
Preis K 1-20. 

II. Reihe, Band 1. „Das österreichisch - ungarische und 

internationale Eisenbahntransportrecht" von Dr. Franz 
Hilscher, Bureau - Vorstand - Stellvertreter der k. k. 
priv. Kaiser Ferdinands-Nordbahn. Preis K 5*20. 
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FerdinandB-Nordbabn die Zeit ihrer Übernahme in den Staats- 
betrieb bald gekommei) sein dürfte, stellt sich eine Erörterung 
über diejenigen Faktoren, welche in erster Reihe die Er- 
giebigkeit der Einnahmsqaellen der Eisenbahnen bestimmen, 
das sind die Tarife, gewiß nicht als anzeitgemäß dar. 

Hinsichtlich der Eisenbahn-Gütertarife, von welchen 
hier ausschließlich die Rede sein soll, hat man sich in der 
Öffentlichkeit im Hinblick auf die bevorstehende Ausdehnung des 
Staatsbahnnetzes bisher nur mit zwei Arten von Tarif-Maß- 
nahmen beschäftigt. 

Während einerseits als Palliativ gegen eine Ertrags- 
venninderung, die das Gleichgewicht im Staatshaushalte er- 
schüttern könnte, die Beibehaltung der bestehenden Gütertarife 
der Privatbahnen auch nach deren Übergang in das Staatsbahnnetz 
in Anregung gebracht ist, wird andererseits lediglich unter 
Hinweis auf die Schaffung einer groß angelegten Reform die 
Übertragung des Tarif-Bar^mes der k. k. österr. Staatsbahnen 
auf die neu hinzutretenden Eisenbahnlinien und das Aufgehen 
derselben in die derzeitigen k. k. österr. Staatsbahnen als die 
einzig richtige Lösung dieser Frage Mngestellt. 

Der ersterwähnte Vorgang, d. i. die Belassung der 
heutigen Privatbahntarife, trägt eingestandenermaßen den 
Charakter eines Provisoriums an sich und kann übrigens die 
Verstaatlichung einer Eisenbahn im national-ökonomischen 
Sinne erst dann als perfekt angesehen werden, wenn die 
grundlegenden Bestimmungen über die Höhe und die Ermittlung 
der Gebühren, welche für die Staatsbähnen Giltigkeit besitzen, 
auch auf das einzubeziehende Eisenbahnnetz übernommen sind. 
Da auch die Ungewißheit über die Dauer dieses Zustandes 
nachteilig auf die ökonomischen Verhältnisse der betroffenen 
Kreise einwirken muß, liegt es wohl im Interesse der Staats- 
und Volkswirtschaft, solche Zustände, wenn überhaupt, nur 
für einen möglichst kurzen Zeitraum in Geltung zu lassen. 

Die zweite Art der Gestaltung des zukünftigen Güter- 
tarifes der.k. k. Staatsbahnen, welche die Absorption der zu 
übernehmenden Privatbahnen durch die bestehenden k. k. 
österr. Staatsbahnen und in weiterer Folge die Durchrechnung 
des für letztere anzunehmenden Tarif-Baremes auf dem derart 
erweiterten Eisenbahnnetze zur Voraussetzung hat, wäre im 
Falle der Beibehaltung der dem heutigen Lokaltarife der 



k. k. österr. Staatsbahnen zagrunde liegenden Einheitssätze 
von sehr bedenklichen finanziellen Folgen begleitet; denn die 
Einnahmen des Staates aus dem Eisenbahnbetriebe müßten 
mit Rücksicht aof das durch die Einlösung der Privatbahnen 
erhöhte Zinsenerfordemis einen noch erheblich ungünstigeren 
Gesamtertrag ergeben als bisher, und so lautet das unter 
dem Einflüsse nicht zu bannender finanzieller Bedenken for- 
mulierte Sehlagwort: „Erhöhung der Staatsbahntarife und 
Durchrechnung derselben über das Gesamtnetz ^. 

Vergegenwärtigt man sich jedoch die Wirkung einer 
solchen Tariferhöhung auf die Staats- und privatwirtschaftlichen 
Verhältnisse, so treten als Begleiterscheinungen mannigfache 
Nachteile hervor, welche das Vertrauen auf die Eichtigkeit 
einer derartigen Lösung der künftigen Tarifgestaltung er* 
schüttern Füssen. Von den nächstliegenden Folgen ist in erster 
Linie anzuführen, daß die Tariferhöhungen fast ausschließlicb 
den heutigen Bereich der k. k. österr. Staatsbahnen trefea 
und ihnen weitgehende Ermäßigungen der Transportgebühren 
für diejenigen Verkehrsgebiete gegenüberstehen würden, die 
jetzt noch vorwiegend unter dem Einflüsse der Privatbahu- 
tarife stehen. Da jede Bücksichtnahme auf die vor Verstaat- 
lichung der Privatbahnen giltigen Transportpreise entfallen 
müßte und nur die kilometrischen Entfernungen und die Ein- 
heitssätze für die Höhe der Tarife maßgebend wären, so 
würde einem Teile des Volkes durch erhebliche Tarif- 
ermäßigungen ein Geschenk gemacht, für welches in den 
meisten Fällen das wirtschaftliche Erfordernis fehlen dürfte^ 
dem anderen Teile hingegen nur aus staatsflnanziellen Motiven^ 
höhere Tarife als bisher auferlegt.*) 




*) Zur Erläuterung sei nur als Beispiel angeführt, daß ein mit 
10.000 kg Eisenwaren beladener Waggon heute von Pilsen nach Prag 
(Hb km nach Klasse B) E 70 Frachtkosten verursacht, während für 
den gleichen Artikel bei Beförderung von Mähr.-Odtran nach Frag 
(357 km) derzeit ein BefSrderungspreis von E 238 (Mähr.-Ostran— 
Olmütz £ 66 suzüglich Olmüts— Prag K 172) zu entrichten ist. Ei 
besteht also für die beiden Produktiousgebiete ein Frachtunterschi ed 
nach Prag von K 168. 

Bei Durchrechnung des zur Zeit giltigen Bar^mes der k> k. 
österr. Staatsbahnen für die Klasse B würde der Transport vim 
Mähr.-Ostrau nach Prag (357 km) nur mehr K 166 kosten, so daß 

1* 



Eine notwendige Folge dieser durchgreifenden üm- 
geataltnng wäre die Herabmindernng der Konkurrenzfähigkeit 
der an den heutigen Staatsbahnlinien angesiedelten Etablisse- 
ments und Rohproduzenten zum Vorteile derjenigen, die im 
Gebiete der einzulösenden Privatbahnen situiert sind. 

Die Staatsverwaltung könnte sich daher, um allzu 
schwere Schädigungen der Landwirtschaft, der Industrie uod. 
des Handels im Gebiete der heutigen Staatsbahnen hintan- 
zabalten, der Notwendigkeit nicht verschließen, diese Inter- 
essentenkreise durch Gewährung ausgiebiger Frachtermäßigungen 
za unterstützen. In gleicher Weise mußten für den Export, 
dessen schwierige Existenzbedingungen bereits derzeit im 
Wege von Tarifbegünstigungen seitens der k. k. österr. Staats- 
bahnen weitgehende Berücksichtigung finden, auch in Zukunft, 
um das Fortbestehen der darauf basierenden zahlreichen 
Erwerbszweige nicht zu unterbinden, Ausnahmen geschaffen, 
bezw. irgend, wesentliche Erhöhungen der Tarife vermieden 
werden. 

Unter diesen Verhältnissen drängt sich aber die Frage 
auf, ob die Erhöhung der Staatsbahntarife im allgemeinen 
gegenüber den durch die Verstaatlichung und die Durch- 
rechnung von Staffeltarifen eintretenden Frachtermäßigungen 
für den Staat dann noch eine ausreichende Mehreinnahme zur 
Deckung des erhöhten Zinsenerfordernisses ergeben würde. 

Ein weiterer wesentlicher Nachteil der Durchrechnung 
eines wenn auch erhöhten Tarifes auf dem Gesamtnetze der 
Staatsbahnen liegt darin, daß gerade die Ausbreitung ihres 
Gebietes durch Einlösung von Privatbahnen eine progressive 
^nanzielle Einbuße bei den Transporten zwischen Stationen 
der k. k. österr. Staatsbahnen und jenen der neu hinzu- 
kommenden Eisenbahnlinien verursachen muß, und bildet in 
dieser Hinsicht die als anstrebenswertes Ziel hingestellte 
Durchrechnung eines einheitlichen Baremes ein Hemmnis für 
die Erweiterung des Staatsbahnbetriebes. 



die Frachtdifferenz zwischen den beiden Relationen von E 168 auf 
K 96 (d. i. um mehr als 40o/o) reduziert würde. 

Es bedarf wohl keines Beweises, daß in der Erhöhung der 
Tarif einheitssätze, die ja für alle Verkehrsbesiehnngen in Betracht 
käme, kein wirksamer Schutz gegen diese einschneidende Verschiebung 
'ier Fracbtverhältnisse gefunden werden kann. 



heate auf den galizischen Linien (Heft 2 des Lokalgüter- 
tarifes der k. k. österr. Staatsbahnen) wesentlich andere 
Gebühren für eine große Anzahl wichtiger Artikel bestehen 
als anf den übrigen Linien der k. k. Staatsbahnen und daß 
diese Tarifverschiedenheiten im Falle der Verstaatlichung der 
Kaiser Ferdinands-Nordbahn und Durchrechnung des Staatsbahn- 
Baremes über das Gesamtnetz jedenfalls verschwinden müßten. 



Schon die vorangeführten, sofort in die Augen sprin- 
genden Nachteile, welche aus der Durchrechnung eines ganz 
oder teilweise erhöhten Tarif-Bargmes auf dem gesamten 
Hanptbahnnetze der gegenwärtigen und künftigen k. k. Staats- 
bahnen resultieren, drängen — wenn an dem Gedanken der 
Verstaatlichung der Privatbahnen festgehalten wird — zu der 
Erwägung, ob die notwendige Steigerung der Einnahmen aus 
dem Staatsbahnbetriebe etwa im Wege anderer Tarifmaß- 
nahmen erreicht werden könnte, welche geringere Nachteile 
auf wirtschaftlichem Gebiete mit sich bringen. 

Der Zweck dieser Studie ist es, zweierlei selbständige, 
einander ergänzende Maßnahmen solcher Art darzulegen und 
ihre Wirkungen zu erläutern. 
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L Manipülationsgebübren. 

I. BegrifT der Manipulationsgebähren. 

Die Frachtsätze der österreichischen Eisenhahn- Güter* 
tarife schließen zwei Arten von Gehühren in sich, von denen 
die eine als Tarifeinheitssatz die Entschädigung für die Trans- 
portleistnng (Selbstkosten zuzüglich des Reingewinnes) dar- 
stellt und mit der Beförderungsstrecke wächst, die andere als 
Manipnlationsgebühr (Abfertigungs-, Expeditionsgebühr) das 
Entgelt für die Besoldungen und Löhne des zur Verladung 
der Güter in die Eisenbahnwagen und zur Entladung aus 
denselben, dann zur Kartierung und Verrechnung erforder- 
lichen Personales, sowie für die Bereitstellung der Fahr- 
betriebsmittel etc. und schließlich für die Haftung bei Verlojst, 
Minderung oder Beschädigung bieten soll und unabhängig von 
der Strecke, welche die Güter zu durchlaufen haben, konstant 
bleibt. Während die Einheitssätze für jede Tarifklasse unter 
dem Einflüsse des für die Eisenbahn-Gütertaiife zum größten 
Teile noch maßgebenden Wertsystems bestimmt sind; erstreckt 
sich dasselbe nicht auf die Manipulationsgebühren^ 
die allein zur Deckung der faktisch erwachsenden Kosten 
dienen sollen, so daß eine Verschiedenheit der letzteren nur 
insoferne Berechtigung hat, als den Eisenbahnen bei den ein- 
zelnen Güterkategorien eine größere oder geringere Leistung 
obliegt. Daher kamen auch alle aus finanziellen und wirt- 
schaftlichen Gründen bisher vorgenommenen Erhöhungen und 
Ermäßigungen der österreichischen Eisenbahn-Gütertarife nur 
durch eine Änderung der Tarifeinhieitssätze zum Ausdrucke 
und blieben die Manipulationsgebühren hiebei außer Betracht. 
Die stetige Herabsetzung der ursprünglich sehr hohen 
Tarif einheitssätze im Laufe der letzten Jahrzehnte war inso- 
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lange begründet, als die Zunahme des durch die Eisenbahnen 
bewirkten Güteraustausches die Erzielung eines höheren Rein- 
gewinnes infolge Verminderung der Durchschnitts-Traktions- 
kosten sicherte. 

Die Manipulationsgebühren hingegen blieben wohl mit 
Rücksicht darauf, daß sie, nur zur Deckung der Selbstkosten 
bestimmt, einen Reingewinn nicht ergeben, unverändert. Ge- 
rade im Hinblick auf ihren Zweck gelangt man aber bei 
richtiger Veranschlagung der wesentlich erhöhten Arbeits- 
löhne, sowie des geringen Einflusses einer Verkehrssteigerang 
auf die Verbilligung der durchschnittlichen Manipulß.tionskosten 
zu der Erkenntnis, daß den Eisenbahnen schon seit Jahren 
aus der Güterabfertigung ein Verlust erwächst, der nur durch 
eine Gebührenerhöhüng beseitigt werden kann. 

Wenn auf die seit dem Jahre 1852 orflossenen staat- 
lichen Bestimmungen über das Höchstausmaß der Entschä- 
digung für die bezüglichen von den Eisenbahnen z^vl voll- 
führenden Leistungen und die von denselben zu übernehmende 
Haftpflicht zurückgegriffen wird, so bietet sich der beste Aus- 
gangspunkt zur Begründung dieser Notwendigkeit und zur 
Erstattung von Vorschlägen für eine den heutigen Verhält- 
nissen entsprechende Änderung der Manipulationsgebühren. 

2. Geschichtliche Entwicklung. 

Während die Eonzessionsurkunde der Kaiser Ferdinands- 
Nordbahn von Jahre 1836 noch keinerlei Verfügungen über 
tarifmäßige Nebengebühren enthält, normiert der Handels- 
Ministerialerlaß vom 24. Jänner 1852 Z. 587 E eine allge- 
meine Versicherungsgebühr für Eilgüter von 3 Kreuzern und 
für Frachtgüter von y^ Kreuzern, dann für Frachtgüter überdies 
eine Auf- und Abladegebühr von 1 Kreuzer Wiener Währung 
(C.-M.) per Wiener Sporko-Zentner für die südöstliche Staats- 
bahn. Diese Bestimmung fand auch in die Konzessionsurkunden 
der priv. österr.-ungar. Staats-Eisenbahn-Gesellschaft vom 
1. Jänner 1865 und der Südnorddeutschen Verbindungsbahn 
vom 15. Juni 1856 Aufnahme und regelte der Erlaß des 
Handelsministeriums vom 23. Oktober 1858 Z. 21176/2175 
die Umrechnung auf österr. Währung nach dem Zollgewichte 
generell in der Weise, daß für Eilgüter 5 Neukreuzer, dann 



für Frachtgüter 0*80 Nenkreuzer als allgemeine Versicherangs- 
gebtihr, weiters fdr letztere 1*60 Nenkreuzer pro Zollzentner 
als Auf- und Abladegebühr anzurechnen waren. 

Eine geringfügige Änderung brachte der dem Proto- 
kolle ddo. 8. Dezember 1868 beigegebene detaillierte Eon- 
zessioüstarif der Südbahn-Gesellschaft insoferne, als darin 
eine Auf- und Abladegebühr für Frachtgüter von nur 
1*50 Kreuzern pro Zollzentner bewilligt erscheint, während 
die Prämie für die allgemeine Versicherung ungeändert blieb. 
Den Übergang zu den heutigen Verhältnissen vermittelt der 
Taritanhang zum Artikel 5 des Vertrages vom 13. April 1867 
(R. G. Bl. Nrl 69), der die vorgenannten für Frachtgüter 
bestimmten und unter der Bezeichnung ^ Manipulationsge- 
bühr" vereinigten Nebdngebühren auf. 2, Kreuzer für den 
Zollzentner ermäßigte. Dementsprechend ist auch in der 
Konzessionsurkunde der österr. Nordwestbahn (Gesetz vom 
1. Juni 1868 R. G. Bl. Nr. 56) für alle Güter die An- 
rechnuQg von 2 Kreuzern für den Zollzentner unter dem Titel 
,, Expeditionsgebühr ^ als zulässig erklärt. 

Den einschlägigen Gesetzen und Verordnungen zufolge 
gelten sonach als Höchstbeträge im allgemeinen für Eilgut 
10 Kreuzer und für Frachtgut 4 Kreuzer pro 100* kg, die^ 
abgesehen von geringfügigen durch den Ausbau des all- 
gemeinen Tarifschemas und der Ausnahmetarife veranlaßten 
Ermäßigungen, bei den österreichischen Eisenbahnen noch 
jetzt in Kraft stehen. 

Die Festlegung derselben erfolgte somit zu einer Zeit, 
in welcher nahezu nur die Hälfte des heutigen Durchschnittes 
der Taglöhne für eine längere Arbeitszeit zu bezahlen war 
und die namhafte Belastung der Unternehmungen durch die 
obligatorische Unfalls- und Krankenversicherung nicht bestand. 

3. Vergleich mit anderen Staaten. 

Daß die vor zirka 60 Jahren bestimmten Manipulations- 
gebühren für die österreichischen Eisenbahnen infolge der 
Lohnsteigerung nicht mehr das richtige Verhältnis zwischen 
Arbeitsaufwand und Entschädigung herstellen und die staat- 
lich vorgeschriebenen Höchstbeträge heute durchwegs zu 
niedrig bemessen sind, ergibt sich weiters aus einem Vergleiche 



10 



mit den in die Gütertarife der Eisenbahnen anderer europäischer 
Staaten für den Verlade- and Entladedienst etc. eingerechneten 
Gebähren. 

Es werden erhoben 





für 




Fraoht- 


Wagen- 


Aus- 


von den 


Eilgut 


stUok. 


ladungs- 


nah me- 






guter 


guter 


i?arife 


pro 100 kg 


]* £. k. österr. Staatsbahnen 




t 






Heller 


16 


8 


8 


8-6 


2. Kgl. Pireuß. 8t.-B. 










3. „ Bayer. „ „ 










4. ,, Sachs. ,. „ 










Für EntfemuDgen über 100 hm 










Pfennige 


40 


20 


12 


12-6 


5, Eisenbahnen Frankreichs "') 

Centimes 

6. Eisenbahnen Italiens 


16) 
10/ 


151 
10 ) 


101 
10 


101 
10/ 


Centimes 

^ Für Sendungen nnter 40 hg wird 


eine Mi 


206 — 12-36 


uiipulationsgebühr nicht 




) Centimes (Enregistrement) wird | 


für jede Expedition ohne Bücksicbt auf das 


Gewicht 


berechne 


t. 





Da die durchschnittlichen Tageslöhne in Österreich and 
die Btaatlichen Anordnungen für den Arbeiterschntz mit jenen 
des Deutschen Reiches im allgemeinen übereinstimmen, eignen 
sich die seitens der Eisenbahnen dieser beiden Staaten zur 
Einhebung gelangenden Gebühren für die Gütermauipulation 
am besten zu einem Vergleiche und lassen sich an der Hand 
desselben die Nachteile darlegen, welche die niedrige und all- 
zu gleichförmige Bemessung dieser Gebühren für die einzelnen 
Güterklassen in Österreich mit sich bringt. ' 

Zar Zeit der Bestimmung des Höchstausmaßes der Ent- 
scliUdignng für die Gütermanipulation in Österreich fehlte die 
ei^t durch die Entwicklung des Eisenbahnverkehres geschaffene 
Eikeuutnis, daß dem Eil- und Frachtstückgutverkehre, dessen 
Abwicklung den Eisenbahnen die größten Auslagen verur- 
sacht, eine starke Belastung auferlegt werden muß, um den 
hlefiir erforderlichen Arbeitsaufwand zu decken, und daß 
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durch Mnen hier verhältnismäßig hoch gegrifPenen Betrag die 
Möglichkeit geboten werden soll, bei den Wagenladnngsgütern 
(Spezial- und Ansfiahmetarife) auf die niedrigst veranschlagten 
Selbstkosten und für einzelne Frachtkategorien auch unter 
dieselben zurückgehen zu können. Zudem waren die öster- 
reichischen Eisenbahnen wegen der im allgeäieinen zu ge- 
ringen Entschädigung für die Gütermanipulation außerstande, 
dem Bedürfnisse nach einer Begünstigung des Nahverkehres 
gegienüber dem Femverkehre zu entsprechen, da auch bei 
Annahme der bewilligten Höchstbeträge für sämtliche Güter- 
klassen ohne Rücksicht auf die Beförderungsstrecke die Selbst- 
kosten nicht gedeckt Wurden. Nur durch den Gütertarif der 
k. k. österreichischen Staatsbahnen vom Jahre 1891, welcher 
sehr bedeutende Tarifermäßigungen brachte, wurde auch eine 
Herabsetzung der Manipulationsgebühren für Beförderungs- 
strecken unter 80 hm herbeigeführt und stellte sich die be- 
zügliche Skala wie folgt: 



, FOr eine 
BefÖrderongs- 
strecke tob 



Eilgut, 
gewöbnliohes 



Eilgut, ermftfiigtes 

und betonden er- 

m&fligtas, Stackgut 

l und II, Wagen- 

ladungBklMM A und 

Auanahmetarif 

Nr. III 



Übrige Wagen- 

ladungsklasMn und 

Ausnahmetarife 

(exkluaive A. T. 

Nr. n) 



Heller für 100 kg 



1—30 km 
31-80 „ 
über 80 ,, 



12 
12 
16 



4 
6 
8 



Diese Staffelung entbehrte auch nicht der theoretischen 
Begründung, da in den Manipulationsgebühren zugleich die 
Deckung für die allgemeine Versicherung gegen Verlust, 
Minderung oder Beschädigung enthalten ist und das hiefür 
von den Eisenbahnen zu übernehmende Eisiko mit zunehmen- 
der Entfernung zweifellos eine Verstärkung der Prämie er- 
heischt. 

Gleichwohl sah man sich gelegentlich der bereits nach 
einem Jahre erfolgten Aufhebung des genannten Tarifes, 
allem Anscheine nach aus staatsfinanziellen Motiven, voran- 
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la^t, auch diesen Versuch aaizageben, und schon im Güter- 
tarife vom 15. Juli 1892 sind wieder die vordem für Ent- 
fernungen über 80 km giltigen Manipulationsgebühren ohne 
Bücksicht auf die Befördernngsstrecke eingerechnet. 

In dieser Hinsicht tragen die in den Gütertarifen der 
kgl. preuBischen Staatsbahnen enthaltenen Abfertigungsge- 
bühren, deren Festsetzung allerdings von, einem viel späteren 
Zeitpunkte als in Österreich (Reformtarif vom Jahre 1877) 
datiert, sowohl den Anforderungen, die an die Eisenbahnen 
gestellt werden, als auch der Fähigkeit einzelner Güterkate- 
gorien, eine Frachtverteuerung zu ertragen, in besserer Weise 
Rechnung. 

Für Eil- und Frachtstückgut sind dieselben dreimal so 
hoch als in Österreich, während für Wagenladungen von 5 
und 10 t durchschnittlich nicht ganz die doppelten Beträge 
berechnet werden. 

Eine Belastung mit weitaus höheren Gebühren tritt also 
bei Sendungen im Gewichte unter 5000 kg pro Frachtbrief 
ein, bei weichen sie nach der Art und dem Werte der Güter, 
sowie mit Rücksicht auf die für eine Expedition in Betracht 
kommenden geringen Beträge naturgemäß nicht im gleichen 
Maße nachteilig auf die Verkehrsentwicklung wirken kann, 
als bei Massengütern. 

Um die Manipulationsgebühren hinsichtlich des Nah- 
verkehres in ein entsprechendes Verhältnis zu den Transport- 
preisen zu setzen und die Frachtkosten für kurze Distanzen 
nicht derart zu belasten, daß die Beförderung unmöglich ge- 
macht wird oder die Achskonkurrenz in Wirksamkeit tritt, 
zeigen bei den königl. Preußischen Staatsbahnen die Ab- 
fertigungsgebühren für Entfernungen bis 100 fem eine staffei- 
förmige Steigerung, die wohl auch das Anwachsen der Ver- 
sicherungsprämie mit zunehmender Beförderungsstrecke zum 
Ausdruck bringen soll. 

Für die einzelnen Klassen des österreichischen Tarif- 
schemas ist diese Abstufung in der hier folgenden Tabelle dar- 
gestellt: 



13 







Vfftchtgttter 






Ausnahmetärife 


Für «liiA 

jEIutfsmuiiff 

von 


Eilgut 


Klassen 
I u. 11 


Wagen- 
ladungskl. 

i* ^' S* 
Spez.-T. 






Güter der Stttck* 
gutkl. I und II 


übrige 


1 






li 2, 3 


5 t 1 lO't 






Pf«nnige fQr 100 Jcg 


1—lOkm 


20 


10 




10 


8 




11—20 , 


22 


11 




11 


9 




21-30 „ 


24 


12 


6 


12 


10 


6 


31-40 „ 


26 


13 




13 


11 




41-50 ^ 


28 


14 




14 


12 




51-60 „ 


30 


Iß 




15 


' 




61-70 „ 


32 


16 




16 






71-80 „ 


34 


17 


9 


17 


12 


9-6 


81-90 „ 


36 


18 




18 


1 




91-100 „ 


38 


19 




19 






über 100,, 


40 


20 


12 


20 


12 


12-6 



Eine ungerechtfertigte Begünstigung in der Manipulations- 
gebühren-BemesBung auf den königl. PreuBisclien Staatsbahnen, 
die sich auch in Österreich findet, liegt darin, daß Sendungen 
im Gewichte upter 100 kg pro Frachtbrief nicht entsprechend 
dem Arbeitsaufwandes den sie erfordern, und ihrer Belastungs- 
fähigkeit herangezogen werden, zumal die Mindestgebühren 
und das der Berechnung zugrunde zu legende Mindestgewicht*) 
nicht zum Zwecke einer Erhöhung der Manipulationsgebühren, 
sondern nur zur Sicherung eines Minimalfrachtpreises be- 
dungen sind. 

Heute ist für die Abfertigung derartiger Sendungen 
beispielsweise zu zahlen: 



*) Auf den königl. Preußischen Staatsbahnen ist der Fracht- 
berechnung allgemein ein Gewicht von mindestens 20 kg zugrunde 
zu legen und werden als geringste Tran^portgebtthr bei Eilgütern 50, 
bei Frachtgütern 30 Pf. für jede Frachtbriefsendung erhoben. In 
Österreich erfolgt die Gebtthrenberechnung für Frachtgüter unter 
Annahme eines Gewichtes von mindestens 20 kg pro Sendung und 
beträgt der für eine Sendung einzuhebende geringste Beiörderungs- 
preis 40 h. 
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Für eise 

Sendung im 

Gewichte von 



In Dentschland für eine Be- 
förderungsttreeke 



Ton 60 hm 


ttber 100 ÄPm 


Eil- 
gut 


Fracht- 
gut 


Eil- 1 Fracht- 
gut 1 gut 



Pfennige 



In Österreich ohne 

Bflokticht auf die Be- 

fördarungsstreeke 



Eilgut I Frachtgut 



HeUer 



10% 
20 „ 
30 „ 
40 „ 
50 „ 
60 „ 
70 n 
80 „ 
90 „ 
100 „ 



5-6 
5-6 
8-4 
11-2 
140 
16-8 
19-6 
22*4 
26-2 
28-0 



2-8 


8 


2-8 


8 


4-2 


12 


5-6 


16 


7-0 


20 


8-4 


24 


9-8 


28 


11-2 


32 


12-6 


36 


14-0 


40 



4 

4 

6 

8 

10 

12 

14 

16 

18 



1-6 

3-2 

4-8 

6-4 

8*0 

96 

11-2 

12-8 

14-4 

16-0 



1-6 
1-6 
2-4 
3-2 
40 
4'8 
5-6 
6-4 
7-2 
8-0 



Diese Tabelle veranschaulicht wohl klar die Mängel in 
den Bestimmungen über die Höhe der anzunehmenden Mani- 
pulationsgebühren für Sendungen im Gewichte unter 100%, 
zumal zugegeben werden muß, daß die mit der Güter- 
abfertigung verbundenen Leistungen sich hier nicht nach Maß- 
gabe des Gewichtes verringern, sondern nahezu gleich bleiben. 

In der Annahme, daß die in Deutschland für 100 kg 
Frachtgut bei Beförderung über 100 ^m mit 20 Pfennigen 
bemessene Abfertigungsgebühr die erwachsenden Kosten deckt, 
wird beispielsweise für eine Frachtgutsendung von 60 hg bei 
fast gleicher Arbeitsleistung mit 10 Pfennigen keine ent- 
sprechende Entschädigung geboten. Daß der in Österreich 
für die Verladung und Entladung von "^O kg Frachtgut, dann 
für die Ausfertigung der Verrechnungsdokumente, die Haft- 
pflicht etc. zu zahlende Betrag von 4 h völlig unzureichend 
ist, bedarf wohl keiner weiteren Begründung. 

In Frankreich ist diese Begünstigung in der Weise ge- 
mildert, daß 10 Centimes Enregistrement für jede Expedition 
gerechnet werden, welche die in G«wichtsmengen unter 100 kg 
pro Frachtbrief zur Aufgabe gelangenden Güter in stärkerem 
Maße treffen. 

Da in der Manipulationsgebühr auch die Deckung für 
solche Leistungen gefunden werden muß, welche von dem 
Gewichte der Sendung fast vollständig unabhängig sind und 
überdies die Verladung, Entladung und eventuell erforderliche 
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UmladQng der Güter im Gewichte bis za 100 kg naheza die 
gleichen Anslagen verursacht, wäre es nur bilUg, für Eil- 
und Frachtgüter bis zn diesem Gewichte Manipulationsgebühreu- 
Znschläge zu den Beförderongspreisen^ die sich anf Grand 
des Gewidites und der für 100 leg bemessenen Frachtsätze 
ergeben^ einzuführen. 

Wie die Anrechnung derselben sich in einfacher Weise 
ermöglichen läßt, soll später gelegentlich des Vorschlages für 
die Höhe dieser Gebühren angegeben werden. 



4. Vorschläge für des Ausmaß der Erhöhungen. 

Die im vorstehenden erläuterten Bedingungen, weldie 
bei einer richtigen Bemessung der österreichischen Mani- 
pnlationsgebühren erfüllt werden sollten, lassen sich sonach wie 
folgt zusammenfassen. 

1. Erhöhung fär sämtliche Tarifklassen, Spezial- und 
Ausnahmetarife auf die tatsächlich erwachsenden Selbst- 
kosten, wobei die Fähigkeit des Stückgutverkehres zur Be- 
lastung mit Manipulationsgebühren, welche sogar die Selbst- 
kosten überschreiten, zu dem Zwecke auszunützen wäre, um 
für minderwertige Güter und für den Nahverkehr (bis 100 hn) 
Nachlässe gewähren zu können. 

2. Staffeiförmige Steigerung für Befördemngsstrecken 
bis zu 100 hm, 

3. Einführung von Manipulationsgebühren-Znschlägen für 
Eil- und Frachtgüter unter 100 feg' pro Expedition. 

Um die Folgen einer auf diesen Grundsätzen beruhenden 
Änderung der österreichischen Manipulationsgebühren be- 
urteilen zu können, ist es erforderlich, an der Hand eines 
Vorschlages für die Höhe derselben einerseits das finanzielle 
Ergebnis festzustellen und andererseits zu untersuchen, ob und 
inwieweit hiedurch eine Yerkehrsbehinderung zu befürchten 
steht. Da sowohl das Erträgnis der königl. Preujßischen 
Staatsbahnen, als auch die Entwicklung des Eisenbahnverkehres 
in Deutschland dafür den Beweis liefert, daß dort der Aufbau 
der Eisenbahngütertarife im allgemeinen den fiskalischen Be- 
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dürfnissen Rechnung trägt, die Höhe der Abfertigungsgebühren 
bisher kehien Anlaß zu Beschwerden geboten hat und zudem, 
wie bereits früher erwähnt, die Lohnverhältnisse in Österreich 
und Deutschland heute annäherungsweise übereinstimmen, dürfte 
es sich eher empfehlen, dem Vorschlage die bei den königl. 
Preußischen Staatsbahnen derzeit giltigen Beträge im großen 
und ganzen zugrunde zu legen, als etwas Neues zu schaffen. 
Hiefnr spricht weiters der Umstand, daß hinsichtlich des 
Güteraustausches mit dem Auslande Osterreich mit dem 
Deutschen Reiche den am stärksten entwickelten Verkehr 
besitzt und die Einführung annäherungsweise gleich hoher 
Abfertigungsgebühren mit Rücksicht auf die hieraus im 
direkten Verkehre resultierenden Vorteile anstrebenswert 
erscheint. 

Eine Ausnahme ist nur in der Staffelung der Mani- 
pulationsgebühren für Wagenladnngsgüter bei Beförderung 
auf Strecken unter 100 km insoferne erforderlich, als zur 
Vermeidung unnötiger Frachtermäßigungen und zu weit- 
gehender Abstufungen die heutige Gebühr von 8 h pro 
100 kg als Minimalbetrag gelten sollte, so daß statt der bei 
den königl. Preußischen Staatsbahnen bestehenden starken 
Spannung zwischen den Gebühren von 6 Pf. (1 — 50 Am), 
9 Pf. (61— 100 fem) und 12 Pf. (über 100 fewi) für die öster- 
reichischen Gütertarife bei den gleichen Beförderungsstrecken 
8, 10 und 12 h pro 100 kg zu bestimmen wären. 

Es werden sonach den später folgenden Berechnungen des 
Ertrages aus der in Rede stehenden Tarifänderung die nach- 
benannten Beträge, welche, abgesehen von den vorangefährten Aus- 
nahmen, mit jenen der königl. Preußischen Staatsbahnen 
übereinstimmen, zugrunde gelegt, wobei die Differenz 
zwischen der österreichischen und deutschen Valuta unberück- 
sichtigt blieb. 

Für die einzelnen in Betracht zu ziehenden Elassen- 
nnd Ausnahmstarife ergeben diese Manipulationsgebühren 
gegenüber denjenigen, welche in dem derzeit giltigen Güter- 
tarife der k. k. österreichischen Staatsbahnen eingerechnet 
sind, folgende Erhöhungsbeträge: 
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Klaflsen- und Ausnahme- 
Tarife 



Eilgut, gewöhnliches . 

Eilgnt, ermäßigtes und 

besonders ermäfSigtes 

Frachtgatklassen I n. II 

Wagenladnngskl. A3 n.C 

Spez.-Tarife 1, 2 u. 3 . 

Ausn.-Tarife Nr. I (exkl. 

Kohle) und KI/c . . 

Ausnahmetarif Nr. II . 

Ansnahmetarif e für Güter 

der Stückgutkl. zu 5 

und 10« 

Nr. m/a . . 
Nr.III/b . . 



Laut des 
derseit gil- 
tigen Qater- 
tarifes der 
k. k. öeterr. 

St -B. für 
aUe BefOr- 

demngs- 

strecken 



Laut des vor- 
stehenden An- 
trages 



71 



s 



In Rechnung zu 

ziehende Br- 
höhungabetrftge 



fl 71 



^1 



16 

8 
8 



Heller fttr 100 kg 



24*) 
12*) 

12*) 



34*) 

17*) 
17*) 



8 10 



6 ; 7 



12*)' 17*) 
10*)' 12 



20 
12 



8*) 

4*) 
4*) 



2*) 



18*) 24 

9*) 12 
9*) 12 



9») 
4 



12 

4 



*) Durchschnitt. 



5. Ermittlung des Ertrages. 

d) Allgemeine Erhöhung. 

Obzwar die Berechnungen des finanziellen Ergebnisses 
nicht durchwegs auf einer detaillierten Statistik fußen und in- 
folgedessen der Gesamtgewinn nur approximativ bestimmt 
werden konnte, so schaffen dieselben doch ein zur Beurteilung 
des Vorschlages vollkommen ausreichendes Bild. 

Es muß gleich hier gesagt werden, daß nur die auf 
den Linien der österr. Nordwestbahn, Kaiser Ferdinands-Novd- 
bahn, k. k. österr. Staatsbahnen, Staats-Eisenbahn-Gesellschaft 
und Süd-Norddeutschen Verbindungsbahn im Jahre 1901 be- 
förderten Gewichtsmengen der Ertragsermittlung zugrunde 
gelegt sind, während der Verkehr der übrigen Privatbahnen 
teils, im Hinblicke auf die verhältnismäßig geringen Be- 
fördernngsmengen, teils deshalb außer Betracht blieb, weil 
deren Verstaatlichung — wie beispielsweise bei der Südbahn 
— in nächster Zeit wohl nicht zu gewärtigen ist. 

2 
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Hinsichtlich der fünf vorgenannten Eisenbahnen umfaßt 
die Berechnung alle nach Klassen- und Ausnahmetarifen be- 
förderten Güter, für welche verschiedene Erhöhungsbeträge 
in der auf Seite 17 enthaltenen Tabelle ausgewiesen sind, 
doch mußte hiebe! unter der Prämisse der in Betracht zu 
ziehenden Verstaatlichungen eine Reduktion dieser Beför- 
derungsmengen durch Hinweglassung des Durchzugsverkehres 
und der Hälfte des inländischen Anschluß- und Verbandver- 
kehres erfolgen. 

Nur für die Artikel Kohle, Koks und Briketts, die 
37 Prozent des Gresamtgewichtes aller Beförderungsobjekte 
bilden*), sah man sich veranlaßt, von der Anrechnung einer 
Erhöhung gänzlich abzusehen, weil die Abfertigungsgebühren 
in den Ausnahmetarifen für Kohle auf allen Eisenbahnen 
sehr niedrig angenommen sind und beispielsweise bei der 
Kaiser Ferdinands-Nordbahn 6 h für 100 kg betragen, während 
der für diese Artikel giltige Ausnahmetarif Nr. I der k. k. österr. 
Staatsbahnen bereits derzeit die etwas höhere Manipulations- 
gebühr von 8 h für 100 kg enthält. 

Bei Verwendung der zur Verfügung stehenden statisti- 
schen Daten mußte zunächst mit Rücksicht auf das ver- 
schiedene Ausmaß der Erhöh ungsbeträge eine Teilung der 
nach den einzelnen Klassen- und Ausnahm et arifen verfrach- 
teten Gewichtsmengen auf die Beförderungsstrecken von 1 — 50, 
dann von 51 — 100 und über 100 km erfolgen. Als Grund- 
lage hiefür dienten die Ergebnisse des Jahres 1892 bei der 
österreichischen Nordwestbahn (Rank, Eisenbahntarifwesen, 



*) Im Jahre 1901 wurden befördert: 



Auf den Linien der 


Eilgüter 


Frachtgüter 

(exkl. Kohle, 

Koks u. Briketts) 


Kohle, Koks und 
BrikeUs 


T o n n 6 u | 


E. k. österr. Staatsbahnen . 
KaiserFerdinands-N ordb. . 
Österr. Nordwestbahn . . 
Südnorddeutschen Verb.-B. 
Staats-Eisenb.-Gesellschaft 


282.511 

157.522 

72.891 

14.972 

181.624 


20,825 837 
7,057.990 
4,735.576 
1,119.055 
6,594.056 


10,732.489 

5,898.024 

2,924.066 

845.748 

3,961.756 


Totale . 
Prozente vom Gesamtge- 
wichte zirka .... 


709.520 

1 


40,332.514 
62 


24,362.082 
37 
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Seite 260) mit der einzigen Änderung, daB die dort für Ent- 
fernungen bis 150 A:m resultierenden Prozentziffern für den hier 
in Eechnang zu ziehenden Verkehr" bis 100 km Annahme 
fanden, am die Steigerung des Ertrages eher zu niedrig als 
zu hoch zu bemessen. Aus dem gleichen Grunde wurde dieses 
Teilungsverhältnis auch für Eilgüter angewendet, welche unge- 
fähr den gleichen Durchlauf wie Frachtstückgüter aufweisen. 

Die angenommenen Prozentziffern betragen; 

1. für Eilgüter, dann für Frachtgüter der Klassen I und II 



in Meng:en nnter 






5000 kg pro Expedition .... 


. 1— 50 km . 


. . . 300/o 




51—100 „ . 


. . 20»/o 




über 100 „ . 


. . . 50% 


2. Für Wagenladnngsgüter 


. 1- 60 „ . 


. . 400/0 




51-100 r ■ 


. . . 30% 




über 100 „ . 


. . . 300/0 



Sonach wurde beispielsweise der Ertrag aus der Erhöhung 
der Manipulationsgebühren auf den Linien der österreichischen 
Nordwestbahn für Sendungen der Frachtgutklassen I und II 
(einschließlich der sperrigen Güter) in Mengen unter 5000 kg 
pro Frachtbrief wie folgt ermittelt : 

Die im Jahre 1901 beförderten Mengen dieser Güter 
betrugen unter Berücksichtigung der früher erwähnten Re- 
duktion 339.047 Tonnen. 



Dieses Quantum verteilt 
auf Entfernungen von 


repräsentiert 

eine Beförde- 

rongsmenge von 


und ergibt | 


bei einer Erhöhung der 
Manipulationsgebühren 
(laut Tabelle) pro / um 


eine Mehr- 
einnahme von 


1—50 Ä:m(30o/o) 

^ 51—100 „ (200/o) 

über 100 „ (50o/o) 


101.714 t 

67.809 t 
169.524 t 


40 h 

90 „ 

120 . 


K 40.685 
„ 61.028 
^ 203.428 


Summa 


1 339.047^ 


— 


K 305.141 



Der auf diese Weise gefundene Gewinn aus der Er- 
höhung der Manipulationsgebühren stellt sich für den Güter- 
verkehr auf den Linien der österreichischen Nordwestbahn und 
der Kaiser Ferdinands-Nordbahn zusammen rücksichtlich der 
einzelnen mit verschiedenen Erhöhnngsbeträgen zu belastenden 
Klassen- und Ansnahmetarife beiläufig wie folgt : 

2* 
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Eilgut, gewöhnliches K 35.000 

„ ermäßigtes und besonders ermäßigtes. . „ 128.700 

Frachtgut der Klassen I und n in Mengen unter 

5000 kg pro Expedition „ 413.400 

Frachtgut der Elasten I und II in Mengen von 

5000 hg an und Zucker im Inlandsverkehre ,, 89.400 

Güter des Ausnahmetarifes II der k. k. öster- 
reichischen Staatsbahnen ,, 49.500 

Güter der übrigen ermäßigten Klassen- und Aus- 
nahmetarife in Wagenladungen mit Ausnahme 
von Kohle „ 791.600 

Summa . . . K 1,507.600 

Auf Basis der genauen Berechnung für diese beiden 
Privatbahnen konnte die Einnahmensteigerung auch für die 
k. k. österreichischen Staatsbahnen, die Staats - Eisenbahn- 
Gesellschaft und Südnorddeutsche Verbindungsbahn, rücksicht- 
lich deren die offizielle Statistik pro 1901 die beförderten 
Gewichtsmengen nicht durchwegs getrennt für die angewendeten 
Klassen- und Ausnahmetarife, beziehungsweise für den Lokal-, 
Anschluß- und Verband verkehr, sowie für den Durchzugs- 
verkehr aufweist, ermittelt werden. 

Es erfolgte nämlich die Eeduktion des beförderten 
Gesamtgewichtes und die Aufteilung auf die verschiedenen 
Klassen- und Ausnahmetarife nach den bei der österreichischen 
Nordwestbahn und Kaiser Ferdinands-Nordbahn gefundenen 
Verhältniszahlen. 

Der aus dem Verkehre der k. k. österreichischen Staats- 
bahnen, der Staats-Eisenbahn-Gesellschaft und der Südnord- 
deutschen Verbindungsbahn resultierende Mehrertrag beziffert 
sich sonach mit zirka K 3,564.000. 

Ebenso wie hier wird auch an späteren Stellet! dieser 
Studie von der Wiedergabe der umfangreichen Unterlagen und 
Berechnungen, auf denen die Ergebnisse aufgebaut sind, abge- 
sehen, weil sie für das Gesamtbild ohne Bedeutung bleiben 
und die Kennzeichnung des zur Feststellung der Endziffern 
eingeschlagenen Weges wohl hinreicht. 
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b) Zuschläge für Eil- und Frachtgüter im Ge- 
wichte unter 100 kg. 

Es bleibt nunmehr noch der Gewinn zu bestimmen, den 
die weiters beantragte Einführung von Manipulationsgebühren- 
Zuschlägen für Eil- und Frachtgüter im Gewichte unter 
100 Jcg pro Expedition liefern würde. 

Bevor in die Einzelheiten der bezüglichen Berechnun- 
gen eingegangen wird, muß vorausgeschickt werden, daß für 
solche Sendungen aus den früher erläuterten Gründen unge- 
fähr die für 100 kg zur Anrechnung gelaogenden Abertigungs- 
gebühren gezahlt werden sollten, doch scheint es zweckdienlich, 
für Gewichtsmengen von 1 bis 30 kg pro Expedition nur die 
einem Gewichte von dO kg entsprechenden Zaschlagsbeträge 
einzuheben, um eine zu weitgehende Steigerung derselben zu 
vermeiden. Da weiters auf Grund der beantragten Staffelung 
für Beförderungsstrecken von 1—100 km nur geringfügige 
Differenzen in den Zuschlägen hervortreten, genügt eine Zwei- 
teilung, und zwar für Beförderungsstrecken von 1 — 50 km und 
solche über 50 km. 

Die derart bestimmten Manipulationsgebühren-Znschläge 
wären im inländischen Verkehre als Aufgabs- Nebengebühren 
und im Verkehre mit dem Auslande als Auf- oder Abgabs- 
Nebengebühren, somit rücksichtlich der österreichischen Linien 
nur einmal zu berechnen und würden bei Aufnahme nach- 
stehender Tabelle in die Gütertarife keinerlei Schwierigkeiten 
hinsichtlich der Gebührenermittlung entstehen. 



Für Jede Expedition 
im Gewichte Yon 



ist als Manipulationsgebühren-Zuschiag 
au xeclinen für 



Eilgut 



Frachtgut 



bei einer Beförderung s strecke von 



1—50 km j über 60 km\\ 1—50 km über 60 km 



Heller 



1—30 kg 

31-40 r, 

41—50 „ 

51—60 „ 

61-70 , 

71-80 „ 

81-90 „ 



14 
12 
10 
8 
6 
4 
2 
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18 

14 

12 

8 

6 

2 



Dorehschnittl. Zuschlag 



11 



10 
9 
7 
6 
4 
3 
1 
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Als AnsgaDgspnnkt Itir die Feststellang des Ertrages 
diente die Anzahl der Eil- und Frachtgat-Expeditionen auf 
den Linien der Staats - Eisenbahn - Gesellschaft und Kaiser 
Eerdinands-Nordbahn im Jahre 1901*). 

Da eine für den Monat Juni 1901 ausgearbeitete Sta- 
tistik der Staats-Eisenbahn- Gesellschaft (siehe österr. Eisen- 
bahn-Zeitung Nr. 7 ex 1902) ergibt, daß von sämtlichen 
Eilgut-Expeditionen für 84 Prozent und von sämtlichen Fracht- 
gat-Expeditionen für 62 Prozent eine Transportgebühr von 
höchstens K 5 pro Frachtbrief gezahlt wurde, war die An- 
nahme wohl berechtigt, daß zirka die Hälfte dieser Expe- 
ditionen im Einzelgewichte unter 100 kg für die Einhebung 
von Manipnlationsgebühren-Zuschlägen in Betracht käme. 

Unter Anrechnung der aus der Tabelle auf Seite 21 
sich ergebenden durchschnittlichen Zuschläge von zirka 11 h 
für Eilgut und von 5'5 h für Frachtgut pro Expedition re- 
sultiert bei diesen beiden Eisenbahnen ein Ertrag von beiläufig 
K 93.000 im Eilgutverkehre und von K 78.000 im Fracht- 
gutverkehre. 

Das bei der Staats-Eisenbahn-Gesellschaft und Kaiser 
Ferdinands-Nordbahn gefundene Verhältnis zwischen dem be- 
förderten Gesamtgewichte der Eilgüter und Frachtgüter zu 
der Anzahl der Expeditionen, welche für die Anrechnung der 
Manipulationsgebühren-Zuschläge in Frage kamen, wurde auf 
den Verkehr der k. k. österr. Staatsbahnen, der österr. 
Nordwestbahn und Süd- Norddeutschen Verbindungsbahn tiber- 
tragen, weil die offizielle Statistik dieser Bahnen die Anzahl 
der Expeditionen, beziehungsweise jener im Gewichte unter 
100 kg nicht nachweist. 

Der Gewinn stellt sich hiebei auf zirka E 101.000 für 
Eilgut und auf K 137.000 für Frachtgut, so daß aus der 
Durchführung dieser Maßnahme ein Gesamtertrag von bei- 
läufig K 409.000 zu erzielen wäre. 

Das finanzielle Ergebnis aus der in Antrag ge- 
brachten Erhöhung der Manipulationsgebühren für die in Be- 

*) Anzahl der Expeditionen auf den Linien der 
Staats-Eisenbahn- Gesellschaft Eiigat Frachtgut 

(1. Nov. 1900 bis 31. Okt. 1901) . . 1,010.093 2,084.691 

Kaiser Ferdinands-Nordbahn 

(1. Jänner bis 31. Dezember 1901) . . 1,008.432 2,512.585 



^ 
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tracht gezogenen Eisenbahnen maß sonach insgesamt 
mit mindestens fünfeinhalb Millionen Kronen 
veranschlagt werden. 



.! -f^e 



6. Durchführung des Antrages und seine Folgen. 

Mit einer Änderung der Manipulationsgebühren im Sinne 
des Vorschlages müßte bis znr Übernahme der wichtigsten öster- 
reichischen Privatbahnen durch den Staat zugewartet werden, 
um einerseits die Benachteiligung der durch die Tariferhö- 
hungen direkte betroffenen Gebiete zu mildern, andererseits 
eine mehrmalige Umgestaltung der Gütertarife hintanzuhalten. 

Wenn aber die angeregte Gebührensteigerung mit der 
Verstaatlichung der früher in Betracht gezogenen Privatbahnen 
Hand in Hand ginge, so ließe sie sich im Hinblicke auf die 
günstigen tarifarischen Folgen, welche aus einer umfassenden 
Erweiterung des gleichmäßig zu behandelnden Staatsbahn- 
netzes selbstverständlich hervorgehen, viel leichter ertragen. 
Der geeignete Zeilpunkt für die Durchführung des Antrages 
wird also erst dann als gekommen erachtet, wenn nach Ver- 
staatlichung der Staats - Eisenbahn - Gesellschaft, der österr. 
Nordwestbahn, Südnorddeutschen Verbindungsbahn und Kaiser 
FerdinandS'Nordbahn für das gesamte derart vergrößerte 
Staatsbahnnetz einheitliche Gütertarife geschaffen werden. 

In meritorischer Beziehung kann dem hier erörterten 
Votschlage die Berechtigung aus dem Grunde nicht versagt 
werden, weil die Manipulationsgebühren zur Deckung der tat- 
sächlichen Auslagen hinreichen sollen, die österreichischen 
Eisenbahnen aber heute genötigt sind, sich mit einer unaus- 
kömmlichen Entschädigung zu begnügen, obzwar die Möglich- 
keit besteht, die auflaufenden Kosten den Beförderungsob- 
jekten ohne Beeinträchtigung ihrer Absatzfähigkeit aufzu- 
erlegen. 

Die unter diesem Gesichtspunkte angenommenen Erhö- 
hungen liefern zwar ein Gesamtergebnis von zirka fünfein- 
halb Mill. Kronen, doch tragen dieselben im allgemeinen nur 
hinsichtlich des k. k. Staatsbahngebietes und der Nordbahn- 
linien den Charakter einer Verteuerung der Beförderungspreise, 
während bei den übrigen Privatbahnen die Änderung der 
Manipulationsgebühren gelegentlich der Aufhebung ihrer be- 
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:^onderen Lokaltarife nnd Annahme des fast /durchwegs auf 
üiedrigeren Einheitssätzen aufgebauten Baremes der k. k. österr. 
Staatsbahnen für ihren Binnenverkehr in der Hauptsache keine 
Einnahmesteigerung bewirken, sondern vielmehr nur zu einer 
Verminderung der dann zu gewärtigenden Tarif ermäßigungen, 
beziehungsweise der vom Staate zu tragenden Gebührenaus- 
t^lJe führen würde.*) 

Aber auch für den Bereich der k. k. österr. Staats- 
bahnen und der Kaiser Ferdinands-Nordbahn kann von einer 
nennenswerten Belastung des Güterverkehres nicht die Rede 
i^ein, denn es entfällt auf ein Gesamtbeförderungs - Quantum 
von zirka 45 Millionen Tonnen im Ganzen nur eine Erhöhung 
der Beförderungspreise um beiläufig 3Y3 Mill. Kronen, welche 
von der für die Steigerung der Manipulationsgebühren in 
Rechnung gezogenen Gütermenge von 13 Millionen Tonnen 
zu übernehmen ist. 

Der mit dem Antrage verbundene finanzielle Effekt 
bietet weiters gegenüber einer Einnahmensteigerung durch Er- 
höhung der Tarifeinheitssätze den Vorteil, daß die Verschie- 
bung der Frachtpreise durch Änderung der Abfertigungsge- 
bühren keinen fühlbaren Einfluß auf die Güterproduktion aus- 
üben würde. Denn die Manipulationsgebühr erhöht sich nur 
mit dem Gewichte der Sendung, ist sonach mit Ausnahme der 
ataffelförmigen Ermäßigungen für Entfernungen unter 100 km 
onabhängig von der Länge des zurückzulegenden Weges, 



*) Beispielsweise stellen sich die Frachtsätze der regulären 
Güterklassen zwischen Wien und Iglau wie folgt: 



Eil- 
gut 
ge- 
wöhn- 
liches 



Frachtgut 



Klasse 



II 



Wagenla- 
danRsklassen 



B 



Spezialtarife 



Heller fttr 100 kg 



a) heute 



b) bei Anwendung des Ba- 
remes derk. k. öst. St.-B. 
unter Einrechnnng der er- 
höhten Manipnlationsge- 
bühren ...... 

Erhöhung gegen heute . 

Ermäßigung gegen heute 



808 



667 
141 



243 



254 
11 



193 162 



215 144 
22 



18 



138 



111 



27 



85 129 



106 
23 



87 67 



67 
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während die Tarifeinheitssätze ein Anwachsen des Transport« 
Preises nach Maßgahe der Zunahme des Gewichtes und der 
Beförderungsstrecke bewirken. Eine Erhöhung der ersteren 
Gebühr verursacht somit eine gleichmäßige Verteuerung 
der für die Gewichtseinheit zu zahlenden Frachtbeträge, die 
im Wege der Tarifeinheitssätze mit Kücksicht darauf nicht 
erzielt werden kann, als der Ertiöhungsbetrag mit der Be* 
förderungsstrecke wächst. 

Der Unterschied zwischen der beantragten Änderung 
der Manipnlationsgebühren und einer den gleichen Ertrag lie- 
fernden Erhöhung der Tarifeinheitssätze, soll beispielsweise für 
Frachtgüter der Klasse II in der Staffelstrecke 151 — 300 hm 
ziffermässig nachgewiesen werden. 



betragen die Frachtsätze auf den k. k. öBterreiobiBohen 
Staatsbahnen in HeUern für lOO hg 



Bei einer 

BefOrde- 

roDgsstreoke 

yon 



beate 



bei ungeftnder- 
temTarifeinheits- 
satz nnd Anrech- 
nuDg der erhöh- 
ten Manip.-6eb. 



Erhö- 
hung 
gegen 
heute 



bei ungftnderter ICa- 
nipulationagebühr 
und einer gleich- 
wertigen Erhöhung 
des Tarifeinheits- 
satzes 



Erhöhung 
gegen 
heute 



150 km 
160 „ 
230 „ 
290 , 
300 „ 



155 
165 
232 

290 
299 



167 
177 
244 
302 
311 



12 
12 
12 
12 
12 



155 
166 
244 
310 
322 



1 
12 
20 
23 



Einheitssatz von 161 
bis SOO km 1*11 Hell. 
sUtt bisher 0*»6 Hell, 
für 100 kg und km 



Bei einer vollkommen gleichmäßigen Steigerung der 
Transportgebühren entfällt aber jede vom volkwirtschaftlichen 
Standpunkte zu verurteilende Verschiebung der Konkurrenz- 
fähigkeit zwischen den einzelnen Produktionsgebieten, die bei 
Änderung der Tarifeinheitssätze unvermeidlich ist. Auf diese 
Wirkung des Vorschlages gründet sich auch die Möglichkeit, 
die Belastung fast allen Güterkategorien aufzuerlegen und 
hiedurch trotz geringer, selbst auf die Absatzfähigkeit der 
Beförderungsobjekte von niedrigem Werte keinen Einfluß aus- 
übender Frachterhöhungen ein bedeutendes finanzielles Er- 
gebnis zu erzielen. 

Nur für die österreichische Ausfuhr könnte eine allerdings 
geringfügige Benachteiligung befürchtet werden, doch ist hier 
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zu berücksichtigen, daß aus der Durchrechnung der Export- 
tarife der k. k. österr. Staatsbahnen über die jetzt noch im 
Privatbesitze befindlichen Eisenbahnen für die einer Begün- 
stigung bedürftigen Artikel weitaus größere Vorteile zu ge- 
wärtigen sind. 

Allenfalls ließe sich ferner aus der in Aussicht genom- 
menen Abstufung der Manipulationsgebühren für Distanzen 
bis 100 hm eine Analogie mit einer Änderung der Tarifein- 
heitssätze und eine Schädigung der auf großen Entfernungen 
zur Beförderung gelangenden Güter herleiten. Diesbezüglichen 
Einwendungen ist jedoch entgegenzuhalten, das die von den 
österreichischen Eisenbahnen angenommenen Staffeltarife an 
und für sich unter starker Belastung des Nahverkehres dem 
Fernverkehre Begünstigungen zugewendet haben, die in ihrer 
Allgemeinheit wohl etwas zu weit gehen. Zudem differiren 
die Erhöhungen für Strecken über 100 km gegenüber jenen 
für geringere Entfernungen bei allen Wagenladungsgütern 
nur um 4 h, beziehungsweise 2 h pro 100 kg ; durch so 
unwesentliche Verschiebungen der Frachtpreise wiid aber die 
Konkurren zföhigkeit der auf weite Distanzen zu verfrachtenden 
Artikel gewiß nicht beeinflußt, dieselbe stützt sich vielmehr 
zumeist auf die ungünstigeren, für die Umgebung des Ab- 
@atzortes maßgebenden Produktionsverhältnisse. 

Die vorgeschlagene Staffelung der Manipulationsgebühren 
für Sendungen, welche auf Strecken bis 100 km zur 
Beförderung gelangen, beschränkt sonach nur in geringem 
Maße die Wirkung der mit zunehmender Entfernung fallenden 
Skala der Tarifeinheitssätze und beruht auf der Erwägung, 
daß in Österreich gerade der Nahverkehr Frachtverteuerungen 
am schwersten empfinden würde. 

Bei der beantragten Änderung der Manipulationsgebühren 
für die einzelnen Güterklassen ist in erster Linie auf die 
Belastungsfähigkeit des Eil- und Frachtstückgutverkehres 
Rücksicht genommen und können auch die hier vorgeschla- 
genen größten Erhöhungsbeträge kein Hemmnis für die Ver- 
trachtung dieser wohl durchwegs hochwertigen Güter bilden, 
zumal es sich selbst für eine Sendung im Gewicht von 1000 kg 
in maximo um eine Mehrfracht von K 2.40, beziehungsweise 
von K 1.20 handelt. Dadurch, daß für Güter der Stückgut- 
klassen bei Auflieferung in Mengen von 5 und 10 t die 
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gleichen oder geringere Erhöhungsbeträge als für Frachtgüter 
in Mengen unter 5000 hg pro Frachtbrief vorgeschlagen sind 
und sonach die Spannung zwischen den Gesamtfrachtpreisen 
für die Einzelsendungen und die in Ladungen zu 5 und 10 t 
gesammelten Stückgüter nicht niedriger, sondern in vielen 
Fällen größer als bisher wird, ist einer Beeinträchtigung des 
Sammelladungsverkehres vorgebengt und wird sich die Zahlung 
der erhöhten Frachtsätze hier nicht fühlbar machen. 

Für die Güter der Wagenladungsklassen, der Spezial- 
und Ausnahmetarife bei Auflieferung in Mengen von 5 und 
10 t pro Frachtbrief beträgt die Belastung in maximo 
K 2, beziehungsweise K 4 für eine Sendung, während für 
die unter Ausoahmetarif II der k. k. österreichischen Staats- 
bahnen fallenden Eohstofte nur eine Mehrgebühr von K 1 
in Antrag steht. Derart geringfügige VerteueruDgen der 
Transportpreise können an und für sich weder die Güter- 
erzeugung noch die Absatzfähigkeit der Produkte behindern. 

Hinsichtlich der EiDhebung von Manipulationsgebnhren- 
Zuschlägen für Sendungen im Gewichte unter 100 kg ist nur 
zu bemerken, daß von einer nngünstigen Beeinflnßang des 
Verkehres mit Rücksicht auf die geringen für eine Expedition 
in Betracht kommenden Zuschlagsbeträge nicht die Rede sein 
kann und ist auch aus diesem Grunde nach Durchführung 
des Vorschlages eine stärkere Inanspruchnahme des niedrigen 
Posttarifes (Sendungen bis 5 kg) als bisher nicht zu 
gewärtigen. 

Schließlich wird noch hervorgehoben, daß die Erhöhung 
der Manipulationsgebühren und die im folgenden Abschnitte 
bebandelte Umgestaltung der Gütertarife dazu führen sollen, 
die weitestgehende Aufrechthaltung der Einheitssätze, auf 
welchen die heutigen Gütertarife der k. k. österr. Staats- 
bahneu aufgebaut sind, zu ermöglichen und dessenungeachtet 
eine hinreichende Einnahme aus dem Staatsbahnbetriebe zu 
sichern. 



II. Gebletstellung. 

1. Die Umgestaltung der bestehenden Gütertarife. 

Stabilität der Tarife und Erzielung eines befriedigenden 
Ertrages sind die wichtigsten Erfordernisse einer gedeihlichen 
Tarifpolitik, die insbesondere beim Vorschreiten der Ver- 
staatlichung des gesamten österreichischen Eisenbahnnetzes 
nicht außer acht gelassen werden dürfen. 

Da die Verschiedenheit der Grundlagen, auf welchen 
die österreichischen Gütertarife aufgebaut sind, nach Über- 
nahme der Privatbahnen durch den Staat unter allen Um- 
ständen eine Änderung der in Geltung stehenden Beförderungs- 
preise bedingt, kann es sich nur darum handeln, die Stabilität 
der Tarife für einen großen Teil der österreichischen Eisen- 
bahnen zu wahren und im allgemeinen für die Zukunft zu 
sichern. Zu diesem Zwecke müßte von einer Erhöhung der 
Einheitssätze, welche in die heutigen Gütertarife der k. k. 
bBterr. Staatsbahnen eingerechnet und auch für den 
Lokaltarif der Kaiser Ferdinands-Nordbahn größtenteils maß- 
gebend sind, abgesehen, zugleich aber dafür vorgesorgt werden, 
daß die sukzessive Einlösung sämtlicher Privatbahnen und die 
Übertragung des anzunehmenden einheitlichen Gütertarifes 
auf die neu hinzutretenden Linien keine Änderung der Tarif- 
giundlagen, welche die Höhe der Frachtsätze bestimmen, 
61 forderlich macht. 

Die Erzielung eines befriedigenden Ertrages aus einem 
gaii2 Österreich umfassenden Staatsbahnnetze kann durch 
zwei Arten tarifarischer Maßnahmen bewirkt werden, die in- 
süfeine wesentlich verschieden sind, als sie entweder auf 
eine allgemeine Steigerung der Einnahmen oder auf die Er- 
haltung des Ertrages der Privatbahnen vor deren Verstaat- 
lichung abzielen. Welche Wichtigkeit der letzteren Art von 
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Majßoahinen innewohnt^ ergibt sich daraas, daB eine ein- 
schneidende Herabsetzung des Ertragskoeffizienten bei einer 
umfassenden Eisenbahn-Verstaatlichung nicht nur aus der 
Übertragung des Baremes der k. k. Staatsbahntarife auf den 
Binnenverkehr der einzubeziehenden Bahnstrecken, sondern 
auch aus der Durchrechnung dieser Staffeltarife mit fallender 
Skala innerhalb des erweiterten Eisenbahnnetzes entstehen 
würde. Die Privatbahnen in Österreich stellen nämlich zum 
größten Teile in sich geschlossene, von den k. k. Staatsbahnen 
in tarifarischer Hinsicht nicht beeinfluBte Gebiete dar, so 
daß die Gebühren für die Beförderung zwischen Stationen 
der verschiedenen Privatbahnen untereinander, dann zwischen 
diesen und k. k. Staatsbahnstationen (Anschluß-, Verband- 
und Durchzugsverkehr) sich derzeit unter Anrechnung der 
Teilfrachtsätze für die einzelnen bei der Satzbildung in Frage 
kommenden Linien ergeben. Es würde sonach die Beseitigung 
jeder zur Zeit bestehenden Bahngrenze bei Annahme der 
propagierten Durchrechnung des k. k. Staatsbahn-Baremes 
auf dem erweiterten Netze insoferne zu einem Verluste fähren, 
als statt der Summen der Teilfrachtsätze für die Strecken 
verschiedener Eisenbahnen dann nur die viel niedrigeren 
Transportgebühren für die kürzeste Gesamtentfernung einge- 
hoben werden könnten. 

Zur Beschränkung der hieraus sich ergebenden Minder- 
einnahmen empfiehlt sich die teilweise Beseitigung ihrer Ur- 
sache durch eine Teilung des österreichischen Eisenbahnnetzes 
in mehrere für sich abgeschlossene Tarifgebiete in ähnlicher 
Weise, wie sie heute für das westliche und das östliche Netz 
der k. k. österr. Staatsbahnen besteht, so daß einerseits eine 
östliche Staatsbahngruppe auch nach Einlösung der Kaiser 
Ferdinands-Nordbahn erhalten werden soll, andererseits mit 
der Verstaatlichung der übrigen Privatbahnen neue in gleicher 
Weise zu behandelnde Eisenbahngruppen zu bilden wären. 

Auch eine derartige Umgestaltung der Tarife schließt 
eine Änderung der Befördernngspreise nicht vollständig aus,^ 
doch läßt sich dieselbe dadurch auf ein geringeres Maß be- 
schränken und in ihren nachteiligen Wirkungen wesentlich 
abschwächen, daß auf die jetzt noch vorhandenen, durch die 
Besitzverhältnisse gegebenen Grenzen soweit als möglich 
Rücksicht genommen und bei der erforderlichen Einschiebung 
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neaer Abgrenzangspnnkte eine Trennang großer indastrieller 
Gebiete, deren Güteraastauscli sich heute auf einer tarifarisch 
einheitlich behandelten Eisenbahn vollzieht, vermieden wird. 
Gerade die gegenwärtigen Tarifverhältnisse und die noch 
bestehende Gliederung des österreichischen Eisenbahnnetzes 
bieten in wirksamer Weise die Hand znr Dorchführang des 
- angedeuteten Projektes, das den eingangs hervorgehobenen 
Zielen näher fuhren würde und zudem — wie später nach- 
gewiesen wird — den national-ökonomischen Bedürfnissen 
des Eeiches besser dienen dürfte, als die Durchrechnung eines 
erhöhten Tarif-Baremes auf allen Eisenbahnlinien Österreichs. 
Zunächst soll ein Vorschlag für diese Gebietsteilung 
und für die Grundlagen der anzunehmenden Tarife gebracht 
werden, um deren Wirkungen sowohl auf den Ertrag der 
k. k. österr. Staatsbahnen bei sukzessiver Einlösung der 
Privatbahnen, als auch auf die derzeitigen, durch die ver- 
schiedenen Gütertarife bedingten Frachtverhältnisse darlegen 
zu können. 



2. Gruppierung des österreichischen Eisenbahnnetzes. 

Unter Bedachtnahme auf die. wirtschaftliche Zusammenge- 
hörigkeit einzelner Eronländer, die große Anzahl der jetzt noch 
tarifarisch verschieden behandelten Eisenbahnen von allgemeiner 
Bedeutung und die Notwendigkeit, die bei Einbeziehung der 
Privatbahnlinien in die Gütertarife der k. k. österr. ' Staatsbahnen 
zu gewärtigende Einnahmenverminderung auf das geringste 
Maß zu beschränken, wird eine Teilung der gesamten Eisen- 
bahnen Österreichs in vier Gruppen in Vorschlag gebracht, 
welche auch der vorgenommenen Ertragsberechnnng zugrunde 
gelegt ist. Hiebei war auf die derzeitigen Besitzverbältnisse 
der einzelnen Linien, sowie auf die Konzessionsdauer der 
Privatbahnen nicht Rücksicht zu nehmen, weil die beantragte 
Tarifreform eine Änderung der grundlegenden Bestimmungen 
über die Höbe der anzunehmenden Tarife auch nach Ein- 
lösung aller österreichischen Eisenbahnen durch den Staat 
ausschließen soll. 

Diese vier in Wien zusammentreffenden Gruppen, bei 
deren Bildung die Lokalbahnen aus dem Grunde unberück« 
sichtigt bleiben, weil ihre Einreihung sich stets nach der 
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Zugehörigkeit der Einmündestation in die Hauptbahn richten 
soll, hätten folgende, in der Übersichtskarte Seite 53 dar- 
gestellte Gebiete zu umfassen, und zwar : 

Gruppe I den Osten Österreichs mit den Grenzpunkten 
Wien, Jedlersdorf, Stadlau, Zellerndorf, Grußbach-Schönau, 
Brunn, Proßnitz,' Olmütz, Hohenstadt und Wichstadtl-Lich- 
tenau gegen Westen; im Süden schließt dieselbe mit den 
ihr angehörenden Linien Wien-Stadlau-Marchegg und Wien- 
Bruck a. L. ab. 

Gruppe II den Norden und Nordwesten; gegen Osten 
reicht sie bis zu den angeführten Grenzpunkten der Gruppe I, 
gegen Süden bildet die Linie Wien-Gmünd-Badweis (einschließ- 
lich) die Abgrenzung. 

Gruppe III den Westen ; dieselbe erstreckt sich über 
das südlich und westlich der ehemaligen Kaiser Franz Josefs- 
Bahn gelegene Gebiet und reicht bis Wien (Westbahnhof), 
Leobersdorf, Leoben, ünterärauburg, Klagenfurt, Villach, 
Tarvis und Pontafel. (Bis zur Verstaatlichung der Südbahn 
gehören ihr auch die südlich und östlich hievon gelegenen 
k. k. Staatsbahnstrecken an). 

Gruppe IV (nach Verstaatlichung der Südbahn und 
Eisenbahn Wien-Aspang) die übrigen Eisenbahnlinien Österreichs, 

Erst auf Grund der Detailberechnung läßt sich ermitteln, 
welche Verschiebungen der gewählten Grenzpunkte eventuell 
erforderlich wären, doch ist hiemit keine irgendwie nennens- 
werte Beeinflussung der folgenden Darlegungen verbunden. 

3. Grundlagen der anzunehmenden Tarife. 

Da zur Beurteilung des Antrages bloß eine Skizze der 
zukünftigen Tarifgestaltung erforderlich ist, werden nur die 
Grundztige, welche bei Ausarbeitung der Tarife für diese 
vier Gebiete des österreichischen Eisenbahnnetzes als richtung- 
gebend anzunehmen wären, durch folgende allgemeine Bestim- 
mungen gekennzeichnet. 

Die Höhe der Frachtsätze zwischen Stationen einer 
Tarifgruppe (Binnenverkehr) bestimmt das Bar6me des bis- 
herigen Lokal-Gütertarifes der k. k. österr. Staatsbahnen, 
wobei für die Gruppe I die Güter-Klassifikation des Tarif- 
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heftes 2, för die übrigen Gruppen jene des Tarifheftes 1 
insoweit anzunehmen ist, als die betreffenden Verkehrsver- 
binduogen dem Gebiete der k. k. österr. Staatsbahnen an- 
gehören oder durch die Verstaatlichung in dasselbe übergehoD. 

Im Wechsel verkehre hingegen sind die Gesamtfracht- 
sätze zwischen Stationen je zweier Gruppen durch die Summen 
der nach und von den gewählten Grenzpunkten anzurech- 
nenden, ungekürzten Teilfrachtsätze bestimmt und finden die 
niedrigsten derart ermittelten Frachtgebühren Anwendung. 

Eine wesentliche Ausnahme hat hinsichtlich der öster- 
reichischen Ausfuhr derjenigen Artikel, für welche die Ge- 
währung von Exporttarifen als erforderlich erachtet wird, 
sowie im allgemeinen für Transporte von und nach den 
Triester Hafenplätzen (Zu- und Abfahr per mare) zu gelten. 
Hier erfolgt in allen Fällen über zusammenhängende Strecken 
der k. k. österr. Staatsbahnen die Durchrechnung des 
Baremes bis zu den österreichischen Grenzstationen, dann von 
und nach Triest. 

Weiters wird eine Sonderstellung, ebenso wie dies 
bereits heute der Fall ist, einerseits den Lokalbahnen, deren 
Tarife im großen und ganzen keine Änderung erfahren 
sollen, andererseits den Verbindungslinien zwischen den in 
Wien einmündenden Eisenbahnen, die wohl unter der Bezeich- 
nung „Wiener Stadtbahn'^ zusammengefaßt werden können, 
einzuräumen sein. 

Für den Lokalverkehr der Letzteren ist ein besonderer 
Tarif beizubehalten, der auch für Transporte zwischen 
Stationen dieser Linien und anderen in- und ausländischen 
Stationen Anwendung zu finden hat, während die heutigen 
Frachtberechnungs- Verhältnisse im Durchzugs verkehre über 
die Wiener Stadtbahn in der Weise geändert werden sollen, 
daß die Überfuhrsstrecken allgemein als Fortsetzung der ein- 
mündenden k. k. österr. Staatsbahnen zu betrachten und 
speziell im Wechselverkehre zwischen zwei Gruppen ihre 
kilometrischen Längen stets den Entfernungen jener Gruppe 
zuzuschlagen sind, für welche in der betreffenden Relation 
ein geringerer Durchlauf in Betracht kommt. 

Nach vorstehender Darlegung der allgemeinen Tarif- 
gestaltung muß noch erläutert werden, wie die Feststellung 
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der kürzesten for die Berechnung der Fracht maßgebenden 
Entfernungen gedacht ist. Die Ermittlang soll über Haupt- 
bahnen ohne Eücksicht auf deren Besitzstand, jedoch unter 
Außerachtlassung yon Lokalbahnstrecken, erfolgen, wobei im 
Falle der Bildung von Distanzen * über Privatbahnen oder 
über die Wiener Stadtbahn (nur im Durchzngsverkehre) die 
Einrechnung virtueller Längenzusehläge vorbehalten bleibt. 
Sonach läßt sich auch die Frage der Entfernungszeiger, 
welche im Hinblicke auf die große Zahl der Eisenbahnstationen 
Österreichs bei einem einheitlichen Netze immerhin, auf 
Schwierigkeiten stoßen würde, in einfacher Weise lösen. Zur 
Ermittlung aller Tarifsätze sind nämlich dreierlei besondere 
Eilometerzeiger von verhältnismäßig nur geringem Umfange 
erforderlich und zwar nach dem Muster jenes der k. k. österr. 
Staatsbahnen für den Binnenverkehr jeder einzelnen Gruppe, 
dann für den Wechselverkehr zwischen den verschiedenen 
Gruppen und endlich für den begünstigten Exportverkehr 
nach dem Auslande (einschließlich des Verkehres mit den 
Triester Hafenplätzen). Während die Entfemungszeiger der 
erstbezeichneten Art für jede Gruppe gesondert aufzustellen 
sind, bedarf es hinsichtlich des Wechsel- und Export-Ver- 
kehres nur je eines das gesamte Staatsbahnnetz umfassenden 
Kilometerzeigers, da zur Berechnung der Frachtsätze im 
Wechselverkehre die Entfernungen zwischen allen Stationen 
jeder Gruppe und ihren Übergangspunkten auf die Linien 
der anschließenden Gruppen, im Export verkehre jedoch die 
Distanzen von allen Stationen nach den über anschließende 
Linien der k. k. österr. Staatsbahnen zu erreichenden Grenz- 
stationen (einschließlich Triests) benötigt werden. 

In der Handhabung aller auf den vorangefübrten Grund- 
lagen aufgebauten Tarifbehelfe kann — namentlich gegenüber 
den heutigen Verhältnissen — eine besondere Schwierigkeit 
wohl nicht erblickt werden ; überdies steht ja noch eine 
große Anzahl wirksamer Mittel zu Gebote, um die Fracht- 
berechnung wesentlich zu vereinfachen. 

Beispielsweise wird zur leichteren Konstatierung der 
Satzbildung zwischen Stationen zweier Gruppen über die 
Linien einer dritten Gruppe, was — insolange die Südbahn 
nicht dem Staatsbahnnetze einverleibt ist — nur zwischen 
Stationen der Gruppen I und III vorkommen kaiin, durch 

3 
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ErstelluDg von Stationstarifen für die in Betracht kommenden 
ÜbergangBstationen vorzusorgen sein. (Dem Vorschlage ent- 
sprechend nur zwischen Badweis und Sigmnndsherberg einer- 
seits, dann sämtlichen Stationen der Gruppe I andererseits.) 
Auch^die Einwirkungen der Tarife einzelner Lokalbahnen auf 
die Frachtsätze der sie umschlieBenden Hauptbahnen können 
durch eine entsprechende Kürzung der für die beeinflußten 
Hauptbahnrelationen anzunehmenden Kilometer hintangehalten 
werden. Ja selbst für die Frachtkalkulation im Verkehre 
zwischen Stationen zweier Gruppen über die Wiener Stadt- 
bahn, läßt sich eine wesentliche Vereinfachung dadurch be- 
wirken, daß in den Kilometerzeiger für den Wechselverkehr 
sowohl die Entfernungen bis zur Einmündungsstation in die 
Wiener Stadtbahn, als auch bis zu dem als Übergangsstation 
auf eine andere Gruppe in Frage kommenden Wiener Bahn- 
hofe aufgenommen werden, *) 

4. Ermittlung des finanziellen Ergebnisses. 

Um einen Überblick über das finanzielle Ergebnis aas 
einer derartigen, anläßlich der bevorstehenden Verstaatlichungen 
durchzuführenden Umgestaltung der Gütertarife zu bieten, 
genügt die annäherungsweise richtige Konstatierung derjenigen 
Ausfallsverminderung, welche sich gegenüber der Durchrech- 
nung des heutigen Tarifbaremes der k. k. österr, Staatsbahnen 
aus der Güterbeförderung zwischen Stationen der Gruppen I, 
n und m untereinander ergeben würde. Von einer Berück- 
sichtigung des Verkehres mit der Gruppe IV soll aus dem 

*) Zur Erläuterung soll beispielsweise angegeben werden, wie 
die Ermittlung der zwischen Brück a. L. und Tulln anzuwendenden 
Frachtsätze gedacht ist. 

In dem Eilometerzeiger für den Wechselverkehr wären — bei 
vorläufiger Außerachtlassung des Vorbehaltes wegen Einrechnung 
virtueller Längenznschläge für die Wiener Stadtbahn — von Brück 
a. L. nach Wien-Staatsbahnhof 42 km und nach Nußdorf 69 hm, 
dann von Tulln nach Nußdorf 29 hm und nach Wien-Staatsbahnhof 
46 hm einzustellen. Im Sinne des Antrages sind für die Fracht- 
berechnung die Kilometer der Wiener Stadtbahn (Wien-Staatsbahn- 
hoi— Nnßdorf) der kürzeren in Gruppe II fallenden Hauptbahnstrecke 
zuzuschlagen, so daß die Frachtsätze zwischen Brück a. L. und Tulln 
auf Grund des Bardmes für 42 hm (Brück a. L.— Wien-Staatsbahnhof) 
zuzüglich jenes für 46 hm (WienStaatsbahnhof— Nußdorf— Tulln) 
zu finden sind. 
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Grande abgesehen werden, weil dieses Gebiet erst nach Ein- 
lösung der Südbahn and Eisenbahn Wien-Aspang durch den 
Staat abgegrenzt werden kann, der Zeitpunkt hiefür noch in 
weiter Ferne liegt und für die Beurteilung der Frage der in 
erster Linie wichtige Verkehr der Gruppen I — in jedenfalls 
den Ausschlag gibt. 

Der Berechnung liegen diejenigen Differenzen zugrunde, 
welche für die einzelnen Güterklassen und die wichtigsten 
Ausnahmetarife bei Durchrechnung des Tarifbaremes der 
k. k, österr. Staatsbahnen gegenüber der Anwendung des- 
selben für zwei Teilstrecken mit der gleichen Gesamtent- 
femung resultieren. Hiebei war dem Umstände Rechnung zu 
tragen, daß infolge des Zonensystems der k. k. Staatsbahn- 
tarife (Gleichheit der Frachtsätze für je 10 km) die kürzeste 
Gesamtentfernung, welche bei Durchrechnung eines einheit- 
lichen Baremes für die Höhe der Frachtsätze maßgebend ist, 
für 45% aUer Relationen in eine niedrigere Entfemungszone 
fällt, als die Summe der beiden getrennten Entfernungen 
nach und von den gewählten Gruppengi*enzpunkten. *) 

Da nun die Differenzen bei einer Verfrachtung bis 
260 1cm nicht erhebliche Verschiedenheiten aufweisen und 
erst darüber hinaus eine merkliche Erhöhung derselben her- 
vortritt, war die Ermittlung zweier Durchschnitts-Differenz- 
beträge für jede Tarifklasse, und zwar auf Beförderungs- 
strecken bis 250 hn und über 260 km geboten. In Eon- 
sequenz dessen mußte eine Teilung der in Betracht kommenden 
Beförderungsmengen unter Berücksichtigung ihres durchschnitt- 
lich zurückgelegten Weges erfolgen. Dies geschah für den 
Verkehr zwischen Nordbahnstationen und Stationen der Gruppen 
II und in, dann für den die Strecken Marchegg— Stadlau — Wien 
und Brück a. L. — Wien transitierenden Verkehr zwischen 
Ungarn und Stationen der letztgenannten Gruppen, um ein 

*) Beispielsweise beträgt die Gesamtentfernung von Prerau 
nach Mtiglitz 57 hm (Prerao— Ohntttz 23 km und Olmütz— MügUtz 
34 km). Bei DurchrechnnDg des Baremes der k. k. österr. Staats- 
bahnen wären für die Gesamtentfemung von 57 km die Frachtsätze 
der Zone 51—60 km^ d. i. für 60 km zu rechnen, während bei der 
Yorgeschlagenen Gebietsteilung (Prerau Gruppe I und Müglitz Gruppe II 
mit dem Grenzpunkte Olmtttz) fttr Prerau— Olmütz (23 km) die 
Frachtsätze der Zone 21—30 km und für Olmütz— Müglitz (34 km) 
die Frachtsätze der Zone 31—40 km, d. i. für 30 + 40 = 70 km 
Tereinnahmt worden. 

3* 
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zu günstiges Eesoltat von vornherein anszuschließen, in der 
Weise, daß für 80 7o ^^^ Sendungen ein Weg von höchstens 
250 km und nur für 20 % ©in solcher über 250 km ange- 
nommen wurde. 

Bücksichtlich der Transporte zwischen Oalizien, be- 
ziehungsweise der Bukowina und Stationen der Gruppen II 
und in (über die Kaiser Ferdinands-Nordbahn), welche auf 
den Strecken der Gruppe I mindestens einen Durchlauf von 
IB7 hm (Oswi§cim — Olmütz) aufweisen, konnten die umge- 
kehrten Prozentziffern Anwendung finden. 

Diese Durchschnitts-Differenzen, welche unter Beachtung 
des angenommenen Mengenverhältnisses der bis und über 
250 Jcm verfrachteten Güter ermittelt sind, daher an und 
für sich ein Bild der beabsichtigten Verminderung des Aus- 
falles aus der uneingeschränkten Durchrechnung bieten, stellen 
i^ieh für die Klassentarife und die wichtigsten Ausnahmetarife 
der k. k. österr. Staatsbahnen wie folgt: 



Eilgut, 



Frachtgut 



Klassen 



U 



Wagenladangs- 



Spesial-Tarife 
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und 

A.-T.I 



Ausnahme- 
Tarife 



n 



Vll/b 



HttUer für 100 KUogramm 



I. Für den Verkehr zwischen Nordbahnstationen und Stationen 
der Gruppen II und III, dann für den die Strecken March- 
egg— Stadlau— Wien und Brück — Wien transitierend^n 
ungarischen Verkehr von und nach Stationen der Gruppen 
II und III 
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n. Für den Verkehr zwischen Oalizien, beziehungsweise der 
Bukowina und Stationen der Ornppen II und III (über die 
Kaiser Ferdinands-Nordbahu) 

25 II 11 I 24 II 22 I 20 I 20 || 18 | 20 
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Die mit Benützung der vorstehenden ünterschiedsbeträge 
vorgenommenen Detailberechnungen wurden in Ermanglung 
einer entsprechenden Statistik des gesamten Wechselverkehres 
anf jenen der Gruppe I mit den Gruppen 11 und HI ein- 
schlieBlich des zugehörigen ungarischen Transitverkehrea 



37 

(über Marchegg — Stadlau— Wien und Brück — Wien) beschränkt, 
für welchen die im Jahre 1901 vei'frachteten Gütermengen 
festgestellt werden konnten. 

Auf Grund dieser artikelweise gesonderten Quantitäten 
stellt sich für den in Frage kommenden Hauptverkehr, der 
für das finanzielle Resultat ausschlaggebend ist, die Vermin- 
derung des Ausfalles gegenüber der uneingeschränkten Durch- 
rechnung des gleichen Baremes, wie folgt: 

Zwischen Stationen der in die Gruppen II und III 
einbezogenen österreichischen Eisenbahnen und 
aj Stationen der Kaiser Ferdinands-Nordbahn (Be- Kronen 

förderungsmenge 1,321.000 t) . . . zirka 1,980.000 
h) Stationen der k. k. österr. Staatsbahnen in 
Galizien und der Bukowina (Beförderungs- 
menge 278.000 t) zirka 570.000 

c) Stationen der ungarischen Eisenbahnen über 
Marchegg — Stadlau— Wien trs. und Brück — 
Wien trs. (Beförderungsmenge 986.000 t) zirka 1,460.000 
Totale . ~; ; zirka 4,000.000 
Hiebei ist zu erwähnen, daß der Auslands verkehr voll- 
ständig unberücksichtigt blieb, weil derselbe teils dem EinflusBo 
der konkurrierenden ausländischen Bahnwege unterliegt, teil» 
bereits heute besondere Frachtermäßigungen genießt und weil 
schließlich die Hinweglassung dieses für eine Ausfalls Vermin- 
derung in Betracht kommenden Verkehres in dem für die ge^ 
samte Berechnung maßgebenden Bestreben begründet ist, die 
Ertragsziffer eher zu niedrig als zu hoch zu bemessen*). 

Aus letzterem Grunde wurde auch die Verminderung des 
Verlustes aus dem Verkehre zwischen Stationen der Tarit- 
gruppen II und III einerseits und den in die Gruppe I fal- 
lenden, zwischen Troppau, Wichstadtl- Lichtenau, Hohenstadt, 
Olmütz und Sternberg gelegenen k. k. Staatsbahnlinien, dann 
den Strecken Marchegg — Stadlau, Brück a. d. L. — Simmering 
und Latein — Vlarapaß andererseits nicht angerechnet. 

*) Beispielsweise beträgt für die im Jahre 1901 zwischen Nord- 
bahnstationen (exkl. Brunn und Olmütz) und Süddeutscbland, sowie 
Bayern beförderten Transporte durch die Abgrenzung der Gruppe l 
die Ausfallsverminderung gegenüber der uneingeschränkten Dm-ch- 
rechnung des Barlmes der k. k. österreichischen Staatsbahnen zirk» 
K 45.000. 
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Bei Bewertung des Dach EiDlösang der Staats-Eisen- 
bahu-Gesellschaft, der Kaiser Ferdinands-Nordbahn und der 
österreichischen Nordwestbahn (einschlieBlicb der Südnord- 
dentschen Verbindungsbahn) za gewärtigenden Gesamtergeb- 
nisses ist noch auf die Einnahmensteigerung Bedacht zu 
nehmen, die der Wechselverkehr zwischen Stationen der 
Gruppen 11 und III durch die vorgeschlagene Einschiebung 
der Grenzpunkte Budweis, Sigmundsherberg, Absdorf-Hippers- 
dorf und TuUn verursachen würde. Da die bezügliche Statistik 
fehlt, muB von einer zififermäBigen Ermittlung abgesehen 
werden, doch ist es gewiß nicht zu hoch gegriffen, wenn 
diese Ertragserhöhung mit 25^/q der vorangegebenen Ausfalls- 
verminderung aus dem Verkehre der Gruppe I mit den 
Gruppen II und III angenommen wird. 

Sonach ist das gesamte finanzielle Ergebnis 
unter Ausschluß der erst nach Verstaatlichung der Südbahn 
in Betracht kommenden Tarifgruppe IV mit zirka fünf 
Millionen Kronen zu veranschlagen. 

5. Nachteile und Vorteile des Projektes. 

Es wird vielleicht Bedenken erregen, daß die Ermitt- 
lung der anzuwendenden Frachtsätze zwischen Stationen ver- 
schiedener Gruppen nicht so einfach ist, als bei Durchr 
rechnnng eines einheitlichen Baremes über sämtliche an- 
schließenden Linien der k. k. österr. Staatsbahnen. 

Doch lassen sich sowohl durch eine Kombination der 
Teilfrachtsätze in Tabellenform (z. B. Frachtsätze für 10, 20, 
30 etc. fem kombiniert mit den Frachtsätzen für 10— 1200 fem), 
als auch durch die bereits früher angedeutete Anlage der 
Kilometerzeiger derartige Erleichterungen schaffen, daß die 
erforderliche Klarheit der Tarife, sowie die rasche und rich- 
tige Feststellung der anzuwendenden Frachtsätze gesichert 
wäre. Überdies läge hierin zweifellos eine gegenüber den 
heutigen Verhältnissen durchgreifende Vereinfachung, deren 
Wert dadurch gesteigert wird, daß eine Änderung dieser 
Tarife wohl auf viele Jahre hinaus ausgeschlossen bliebe. 

Außer dieser eigentlich nur formellen Frage soll eine 
Einwendung besprochen werden, welche gegen die Teilung 
der Gruppen II und III durch Einschiebung der Grenzpunkte 
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Bad weis, Sigmundsherberg, Absdorf- Hippersdorf und TuUn aus 
dem Grunde erhoben werden durfte, weil für das heute zu- 
sammenhängende nördliche und westliche Netz der k. k. österr. 
Staatsbahnen eine Gebietsteilung in Aussicht genommen ist 
und daher Erhöhungen der zur Zeit giltigen Frachtsätze, 
allerdings nur für Transporte, welche die vorgenannten Grenz- 
stationen transitieren, eintreten würden. 

Es ist wohl nur billig, daß diejenigen den größten 
Teil der Lasten tragen, welche die Vorteile genießen, um 
deren Willen sie auferlegt werden müssen. Und so stützt 
sich auch die Berechtigung zur Belastung dieses Verkehres 
darauf, daß durch diebevorstehenden Verstaatlichungen der Privat- 
bahnen innerhalb der Gruppe 11 und durch den bereits begon- 
nenen umfassenden Ausbau des Staatsbahnnetzes der Gruppe in 
sowohl im Binnen verkehre dieser Gruppen als auch im gegen- 
seitigen Wechselverkehre die größten Tarifermäßigungen be- 
vorstehen. Zudem sind hier die Gruppen- Grenzpunkte derart 
gewählt, daß die vorhandenen, auf den gegenseitigen Güter- 
austausch angewiesenen großen Industriebezirke nicht getrennt 
werden und entfällt auch im Sinne des Vorschlages für Trans- 
porte von und nach den Triester Hafenplätzen, sowie für den 
heute bereits begünstigten Exportverkehr nach dem Auslande 
eine Erhöhung der jetzt in Geltung stehenden Frachtsätze. 

Weiters könnte das Ausmaß der Frachtgebühren im 
Wechselverkehre der verschiedenen Gruppen einem Wider- 
spruche begegnen. Hier ergibt die Summe der anzuwendenden 
Teilfrachtsätze nach und von den gewählten Grenzpunkten 
beispielsweise für Güter der Stückgutklassen, dann des Spezial - 
tarifes 3, bezw. des Ausnahmetarifes I häufig höhere Be- 
förderungspreise, als jetzt für Sendungen zwischen Stationen 
der bestehenden Frivatbahnen, dann zwischen diesen und k. k. 
Staatsbahnstationen berechnet werden. Dem ist jedoch ent- 
gegenzuhalten, daß diese Tariferhöhungen einesteils Tarif- 
klassen betreffen, in welchen sie nicht empfunden werden, 
andernteils infolge ihrer Geringfügigkeit eine tatsächliche 
Verkehrsbehinderung ausschließen. Überdies werden für viele, 
im allgemeinen in die vorgenannten Tarifklassen gehörige 
Artikel zufolge der generellen Begünstigungen auf den Linien 
-der k. k. österr. Staatsbahnen (Deklassifikationen) die im 
Sinne des Vorschlages anzunehmenden neuen Frachtsätze 
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noch immer ErmäßiguDgen gegenüber den derzeit zn zahlen- 
den gesamten TransportgebtLbren bieten*). 

Den Übergang von den Nachteilen za den Vorteilen 
gibt die mit dem Vorschlage unbestritten verbundene Ver- 
schiedenheit in der tärifarischen Behandlung des Binnen- und 
des Vi^echselverkehres. Dieselbe besteht darin, daß dem 
ersteren infolge der innerhalb einer Gruppe in Aussicht ge- 
nommenen uneingeschränkten Durchrechnung des Baremes 
niedrigere Frachtsätze zur Verfügung stehen würden, als dem 
Wechselverkehre, für^ welchen die Summen der auf höheren 



*) Beispielsweise sind von Segen-Gottes nach Schönbrunn 
für 10.000 hg Eisenschlacken, welcher Artikel nach Spezialtarif B 
tarifiert, heute E 58 zu zahlen. 

Bei Durchrechnung der Einheitssätze des für Eisenschlacken 
giltigen Ausnahmetarifes II der k. k. Osterr. Staatsbahnen auf der 
kürzesten Schienenverbindung zwischen Segen-Gottes und Schönbiunn 
würde sich die Frachtgebtthr auf E 46, d. i. um E 12 ermäßigen. 

Bei getrennter Kechunng desBar§mes fttrden Ausnahmetarifll 
(Segen-Gottes Gruppe II, Sch5nbronn Gruppe I) nach und von dem 
gewählten Grenzpunkte Brunn stellt sich dagegen die Gesamtfracht 
wie folgt: 

für 24 hm Segen-Gottes— Brunn E 12 

„ 169 „ Brunn— Schönbrunn . „ 41 

Summa E 53 
somit noch immer um E 5 niedriger als bisher, während für Güter 
des Spezialtarifes 3 eine Erhöhung um E 2 eintreten würde. 

Ein ähnliches Resultat ergibt sich für Eisen- und Stahlwaren 
(Pos. £—6 d der Güterklassifikation im Tarif, Teil I) bei Au%abe 
in Mengen unter 5000 hg pro Frachtbrief, welche Artikel auf den 
Linien für k. k. österr. Staatsbahnen von Elasse II in die ElasseA 
eingereiht (deklassifiziert) sind. 

Heute beträgt z. B. die Fracht von M.-Osirau nach Eolin 
246 h ftlr 100 hg. Bei Durchrechnung des für die Elasse A giltigen 
Baremes der k. k. österr. Staatsbahnen auf dem kürzesten Wege 
zwischen M.-Ostrau und Eolin würde sich die Frachtgebtthr auf 
200 h für 100 hg, d. i. um 46 h für 100 hg^ ermäßigen. 

Bei getrennter Rechnung des Baremes der Elasse A (M.-Ostrau 
Gruppe I, Eolin Gruppe 11) nach und von dem gewählten Grenz- 
punkte Olmütz stellt sich dagegen die Gesamtfracht wie folgt: 

für 107 hm M.-Ostr au— Olmütz 82 h pro 100 hg 

„ 188 „ Olmütz— Eolin . . 134 , „ „ „ 

Summa 216 h pro 100 hg 
somit noch immer um 30 h pro 100 hg niedriger als bisher, obzwar 
für Güter der Elasse II eine Erhöhung um 32 h pro 100 hg ein- 
treten würde. 
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üinheitssätzeo berahenden Teilfrachtsätze nai^h nnd von dea 
Grüppen-Grenzpankten berechnet werden sollen. Hiedarch 
würde die Absatzfähigkeit aller Erzeugnisse eines Gebietes 
in den einer anderen Gruppe angehörenden Eonsamtionsorten 
erschwert und eine ungleichmäßige Herabsetzung der Be- 
f^rderungspreise verursacht. 

Da jedoch infoige der Abgrenzung der einzelnen Privat- 
und Staatsbahnlinien und der Verschiedenheit ihrer Staffel- 
tarife in Österreich seif Jahrzehnten ähnliche Verhältnisse 
bestehen, die sowohl für die Ansiedlung der Industrie als auch 
für die Erwerbung der Absatzgebiete ausschlaggebend waren, 
80 wird gerade diese theoretisch gewiß anfechtbare tarifarische 
Benachteiligung des Wechselverkehres gegenüber dem Binnen- 
verkehre zu einem der größten Vorteile des Projektes. Denn 
jede Umwälzung der Beförderungspreise, mag sie nun in Er- 
höhungen oder in Ermäßigungen ihren Ausdruck finden, ver- 
ursacht eine Verschiebung in den Bedingungen der Güter- 
erzeugung und eine Störung der stetigen wirtschaftlichen 
Entwicklung, die soweit irgend tunlich vermieden werden soll. 

Gerade dieser Forderung trägt aber die Gebietsteilung 
im weitesten Maße Rechnung, weil für den Binnenverkehr 
der in eine Gruppe fallenden Linien der k. k. österr. Staats- 
bahnen nnd für diejenigen Privatbahnen, deren Tarife auf 
ähnlichen Grundlagen beruhen (Kaiser Ferdinands-Nordbahn), 
keine oder nur ganz unbedeutende Änderungen eintreten, 
während im Wechselverkehre der vier Gruppen bei richtiger 
Auswahl der Übergangspunkte Erhöhungen und Verbilligungen 
in viel engeren Grenzen bleiben als bei Durchrechnung eines 
einheitlichen Baremes auf allen Linien *), 

Wenn beispielsweise der Umfang der Gruppe I in Be- 
tracht gezogen wird, so zeigt sich, daß die Wahl der Grenz- 
punkte Wichstadtl — Lichtenau, Hohenstadt, Olmütz, Proßnitz, 
Brunn, Grußbach-Schönau, Zellemdorf, Jedlersdorf und Wien, 
welche schon derzeit als Übergangsstationen zwischen den 
dieses Gebiet dui'chziehenden Privat- und Staatsbahnlinien 
bestehen, nur zur Erhaltung der heutigen Beförderungspreise, 



*) Als Beweis für diese Wirkung der Gebietsteilung soll nur 
folgendes Beispiel dienen. 

Für Güter der allgemeinen Tarifklassen bei Beförderung 
zwischen Lundenburg und Iglau betragen die Frachtsätze: 
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beziehungsweise zur Vermeidung einschneidender Tarifherab- 
setzungen führt, und daß die Aufnahme der Linie Brüun-Vla- 
rapaß in die Tarifgruppe I dem gleichen Zwecke dient, zu- 
mal für diese Innie auch jetzt ein anderes Tarif-Bardme in 
Geltung ist, als für das übrige Netz der Staats - Eisenbahn- 
Gesellschaft. Abgesehen von der aus anderen, später zu erör- 
ternden Gründen vorgenommenen Einreihung der Linien Brück 
an der Leitha — Wien undHarchegg — Stadlau in die Gruppe I 
hat die gewählte Abgrenzung die*^ Erhaltung der heutigen 
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Frachtsätze im weitestgehenden Maße zur Folge und beschränkt 
sonach die bei Durchrechnung der Tarife der k. k. österr. 
Staatfibahnen zn gewärtigende nachteilige Beeinflussung der 
wirtschaftlichen Interessen. In innigem Zusammenhange hiemit 
steht eine in der Tarif-EnquSte vom Jahre 1883 gestellte 
Forderung hinsichtlich der Stetigkeit der Gütertarife, welche 
nach dem bezüglichen Berichte (Seite 434) wie folgt lautet: 

„Soll eine Industrie sich gesund entwickeln können, 
80 muß sie mit möglichst festen Faktoren zu rechnen in dßr 
Lage sein. Den .Preisschwankungen der Konjunktur kann sie 
sich nicht entziehen. Umsomehr ist es aber wünschenswert, 
daß die Frachtsätze möglichst stetig seien. ** 

Wenn der hier erörterte Vorschlag von diesem Gesichts- 
punkte beurteilt wird, so muß wohl zugegeben werden, daß 
derselbe eine günstige Wirkung verspricht. Denn durch die 
beabsichtigte Festlegung der für die k. k. österr. Staats- 
bahnen anzunehmenden Tarife wird unter Beseitigung der 
jetzt sich so nachteilig fühlbar machenden Unsicherheit 
darüber, was die Zukunft bringen wird, einerseits die sichere 
Yorausberechnung eines wichtigen Faktors der Preisbestim- 
mung ermöglicht und ein Überblick über den Einfloß jeder 
Eisenbahn- Verstaatlichung auf die Höhe der Tarife schon 
Jetzt geboten, andererseits eine Änderung der Tarif grün dlagen 
auch bei Erweiterung des Staatbahnnetzes durch die Eröff- 
nung neuer Schienenwege vermieden, so daß die Stabilität 
- der Gütertarife in ähnlicher Weise gesichert wäre, wie dies 
m Deutschland seit der Tarif reform vom Jahre 1877 der 
Fall ist. 

Die Erfüllung der bereits früher erwähnten theoretisch 
begründeten Forderung einer tarifarisch gleichmäßigen Be- 
handlung aller Staatsbahnlinien erscheint in Anbetracht der 
verschieden gearteten wirtschaftlichen Verhältnisse der ein- 
zelnen österreichischen Kronländer und der zu berücksich- 
tigenden oft widerstreitenden Interessen weiters insoferne be- 
denklich, als die Übertragung der für manche Gebiete unbe- 
dingt erforderlichen Ermäßigungen auf alle k. k. Staatsbahn- 
iinien zu einer unnötigen Schmälerung des Ertrages führen 
müßte. 

Aus dieser Ursache stimmen auch heute die Gütertarife 
für die Hauptbahnen des Staates hinsichtlich der Warenklassi- 



44 

fikation nicht dnrchwegs überein und hat man es unterlassen, 
die den Bedürfnissen Galiziens angepaßten Begünstigungen 
in der Tarifierung einzelner Artikel auf die westlichen Staats- 
bahnlinien zu übernehmen. Durch die Teilung der österreichi- 
schen Eisenbahnen in vier Gruppen wird die Beibehaltung und 
Erweiterung dieser in mehrfacher Hinsicht ersprießlichen 
Disparität in der Tarifierung, deren günstige Wirkung für 
einzelne Fälle durch langjährige Übung erwiesen ist, er- 
möglicht und wäre hiemit ein voller Erfolg verbunden, wenn 
es gelingen würde, durch solche generelle Maßnahmen die 
jetzt. nur für bestimmte Relationen bewilligten, gewiß nicht 
der Allgemeinheit dienenden Sonderzugeständnisse zu be- 
seitigen. 

Schließlich muß noch ein dem Projekte innewohnender 
Vorteil besprochen werden, der den Verkehr zwischen Ungarn 
und Österreich betrifft. 

Die Gütertarife zwischen Ungarn und den anschließen- 
den Linien der Kaiser Ferdinands-Nordbahn, Easchau-Oder- 
berger Eisenbahn, sowie den galizischen Strecken der k. k. 
österr, Staatsbahnen ergeben sich derzeit im Allgemeinen 
unter Anrechnung der normalen Tarife für die in Frage kom- 
menden österreichischen Eisenbahnen. 

Hingegen liegt die Tarifbildnng im Verkehre zwischen 
Ungarn einerseits, den Stationen der Staats-Eisenbahn-Gesell- 
schaft und der übrigen den Westen Österreichs beherrschen- 
den Eisenbahnen andererseits derart, daß die Beförderungs- 
preise sich fast ausschließlich aus den zwischen Ungarn und 
Wien giltigen, auf Grund von Sonder Vereinbarungen - ermit- 
telten Frachtgebühren und den ab Wien bestehenden öster- 
reichischen Tarifen zusammensetzen. 

Bei der Wichtigkeit des auf den Eisenbahnwegen sich 
vollziehenden Güteraustausches zwischen Ungarn und Öster- 
reich fordert sowohl das finanzielle als auch das wirtschaft- 
liche Interesse des österreichischen Staates, daß nach Einlösung 
der Staats-Eisenbahn-Gesellschaft für diesen Verkehr jede 
allgemeine Tarifherabsetzung zu Lasten der auf die öster- 
reichischen Linien entfallenden Frachteinnahmen, wie sie in 
der bereits gekündigten Sondervereinbarung für die Bestim- 
mung der Frachtsätze zwischen Ungarn und Wien liegt, 
hintangehalten werde. Während die uneingeschränkte Durch- 
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rechnnug des BareTiiea der k. k. Staatsbalmtarife nach Ver- 
staatlichung der Staats-Eisejibahn-Geüenscliaft und der Kaiser 
Ferdinands-Nordbahn hier weitgehende Tarif herabsetz ungeii 
vernrsaclien müßte, würde die Gebiotateilung uod die Ein* 
reihung der Linien Brnck — Wien und Marchegg^Stadlaii in 
die Gruppe T, beziehungsweise die Umfassung der wichtigsten 
Eiseiibahn-Übergangspünkte zwischen Österreich und Ungarn 
von einer Gruppe, ohne Änderung der tarifarischen Verhält- 
nisse für das an Ungarn direkt anschließende, in die Gruppe I 
fallende Eisenbahnnetz, für das Gebiet der Gruppen II und 
III nicht nur eine Ermäßigung der Beförderungspreise hint- 
anhalten, sondern eine fast allgemeine mäßige Erhöhung des 
Niveaus der Tarife mir. Ungarn bewirken.^) 

Bei einer derartigen Änderung der Tarife mit Ungarn 
wäre die Möglichkeit geboten, für die einer Begünstigung 



*) Ais Eeispiel werden die Beförderung^'^gebühren fiir die eiII- 
gemeinen Tarifklassen zwiacbeo Budapest und Briisau— ßrüunlitz an- 
geführt. 
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bedürftigen österreichischen Erzeugnisse durch Bewilligung der 
Durchrechnung des Bar^mes über anschließende k. k. Staats- 
bahnlinien nach den ungarischen ÜbergangsstatioDen ähnliche 
generelle ErmäBigungen zu bewilligen, wie dies für den 
Exportyerkehr nach dem Zollauslande vorgeschlagen ist. 

Durch die vorstehenden Erörterungen über die Durch- 
führung und die Folgen der beantragten Teilung des ge- 
samten österreichischen Eisenbahnnetzes glaubt man den 
Beweis erbracht zu haben, daß diese Maßnahme, deren Akti- 
vierung keinerlei erhebliche Schwierigkeiten bietet, im Falle 
der Verstaatlichung aller oder einiger österreichischen Privat- 
bahnen sich in volkswirtschaftlicher Hinsicht weniger nach- 
teilig erweisen würde, als die Durchrechnung erhöhter Staffel- 
tarife, und daß hiedurch überdies das Bedürfnis des Staates 
nach einer Steigerung des Ertrages aus dem Staatsbahnbetriebe 
zum Teile erfüllt wäre. 

Gewiß könnte bei Annahme des Vorschlages die Be- 
willigung von Nachlässen aus den Frachtsätzen des neuen 
Gütertarifes auf ein weitaus geringeres Haß beschränkt 
werden, als bei Durchrechnung eines erhöhten Baremes auf 
allen k. k. Staatsbahnlinien und ließe sich die sonst drohende 
Gefahr bannen, daß die nachträglich als unvermeidlich sich 
herausstellenden Ermäßigungen der Beförderungspreise das 
finanzielle Ergebnis der ganzen Tarifreform in Frage stellen. 



III.Zasammeiifa8Siuig der beiden Vorschläge« 

Es ist bereits bei Erörterung der beiden Projekte, 
welche den Gegenstand dieser Studie bilden, hervorgehoben 
worden, daß ihr hauptsächlicher Vorteil nicht etwa in einer 
Steigerung der Einnahmen aus dem Betriebe der heutigen k. k. 
österreichischen Staatsbahnen, sondern in der tunlichsten Ver- 
minderung derjenigen Verluste Hegt, die durch die Einführung 
einheitlicher Tarife für das erweiterte Staatsbahnnetz zu ge- 
wärtigen sind. Von diesem Standpunkte aus sieht man den 
Weg deutlich vorgezeichnet, auf dem sich die Übernahme der 
österreichischen Frivatbahnen durch den Staat mit den ge- 
ringsten finanziellen und wirtschaftlichen Opfern erreichen 
läßt. Allerdings darf man sich der Erkenntnis nicht ver- 
schlieBen, daß sowohl die Erhöhung der Manipulations- 
gebühren als auch die Gebietsteilüng trotz des Millionen- 
ertrages, den ihre Aktivierung verheißt, je für sich allein 
keine geeignete Schutzwehr bieten würden, um bei ungehinderter 
Geltendmachung des Einlösungsrechtes das Gleichgewicht im 
Staatshaushalte gegenüber dem Anschwellen des Ausgaben- 
nnd Zinsenetats zu sichern. 

Die Zusammenfassung aller österreichischen Eisenbahnen 
von allgemeiner Bedeutung in der Hand des Staates, be- 
ziehungsweise die Einschränkung des Privatbahnbetriebes, der 
naturgemäß hinsichtlich der Verkehrspolitik und Tarif- 
gestaltung die Forderungen der Gemeinwirtschaft nur insoweit 
berücksichtigt, als sie mit seinem Erwerbszwecke in Einklang 
stehen, verspricht jedoch an und für sich einen so bedeutenden 
Gewinn, daß der Gedanke nahe liegt, durch eine Vereinigung 
der beiden hier in Frage stehenden Maßnahmen und deren 
Durchführung aus Anlaß der Umgestaltung der k. k. Staats- 
bahn-Gütertarife alle finanziellen Bedenken gegen die Ein- 
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lösung der im Vordergründe des Interesses stehenden Privat- 
bälinen zu zerstreuen. 

Es würden zwar für einige Verkehrsgebiete die ans 
einer gleichmäßigen tarifarischen Behandlang aller Linien 
erhofften Frachtermäßigungen auf ein geringeres Maß reduziert 
oder auch unerhebliche Steigerungen der Befördernngspreise 
eintreten, doch fallen die etwa hieraus entspringenden Be- 
denken nicht ins Gewicht, wenn man sich das Ziel vor 
Augen hält, die große Verstaatliehungsaktion ohne übermäßige 
Belastung des Fiskus und mit Vermeidung jeder verderblichen 
Umwälzung in den Produktions- und Abaatzverhältnissen zu 
ermöglichen. Denn es gilt für beide Maßnahmen vereinigt in 
national-ökonomischer Beziehung eben dasjenige, was bereits 
gelegentlich der Ausführung der einzelnen Anträge vorgebracht 
wurde, zumal in den Wirkungen auf die Tarifverhältnisse im 
allgemeinen neue Momente nicht hervortreten; nur dort, wo 
die Erhöhung der Manipulationsgebühren und die Gebiets- 
teilung gleichzeitig zur Geltung gelangen, sind Verschiebungen- 
in den Frachtpreisen zu erwarten, die bisher nicht in Betracht 
kamen. 

Demzufolge wird von vorneherein sowohl das bedeutendste 
Beförderungsobjekt, die Kohle, für welche keine Steigerung 
der Manipulationsgebühren in Aussicht genommen ist, als auch 
überhaupt der Verkehr innerhalb jeder Gruppe, und der 
gesamte Verkehr mit Triest, auf welche die Gebiets- 
teilung ganz ohne Einfluß bleibt, durch die vorgeschlagene 
Kombination nicht berührt. Dieselbe tritt also nur zwischen 
Gebieten, die zwei verschiedenen Tarifgruppen angehören oder 
im Verkehr mit dem Auslande bei Tarifbildung über die 
Linien zweier Gruppen hervor, in letzterer Hinsicht aber 
auch bloß dort, wo die bei Erörterung der Gebietsteilung für 
den Export in Aussicht genommene Durchrechnung des Tarif- 
Baremes nicht Anwendung finden soll. 

Innerhalb der so gezogenen Grenzen würde eine einmalige 
Verteuerung der Befördernngspreise um die Differenz der 
Abfertigungsgebühren (siehe Tabelle auf Seite 17) verursacht. 

Jede Befürchtung einer Verkehrsbehinderung wird aber, 
abgesehen davon, daß eine derart gleichmäßige Gebühren- 
erhöhung, wie bereits früher betont wurde, auf die wirt- 
schaftlichen Verhältnisse ohne Einflaß bliebe, vollständig 
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schwinden, wenn der geringe, aus der ziffermäßigen Berechnung 
resultierende finanzielle Effekt in Betracht gezogen wird. 

Die Ermittlang desselben, nach dem Haster der Ertrags- 
berechnang für die Gebietsteilung vorgenommen, ergab nämlich 
für den ganzen Bereich der heatigen k. k. österr. Staatsbabnen, 
der Kaiser Ferdinands-Nordbahn, österr. Nordwestbahn, Süd- 
Norddeatschen Verbindangsbahn und Staats-Eisenbahn-Gesell- 
Schaft, das sind die Gruppen I— III des Vorschlages (also 
unter Außerachtlassung der zur Zeit nicht in fSrage 
kommenden Südbabn und Eisenbahn Wien-Aspang) nur die 
folgenden Beträge: 

aj Verkehr zwischen Nordbahn-Stationen und 
Stationen der Gruppen II und lU (redu- 
ziertes Beförderungsquantum 533.000 . .K 177.000 

b) Verkehr zwischen Galizien und Stationen 
der Gruppen II und III (reduziertes Be- 
förderungsquantum 223.000 » 85.000 

c) Verkehr zwischen Ungarn und Stationen 
der Gruppen II und III über Marchegg — 
Stadlau— Wien transit und Brück a L. — 
Wien transit (reduziertes Beförderungs- 
quantum 277.000 „ 115.000 

d) Verkehr zwischen Stationen der Gruppen 
II und III (angenommen wie früher mit 
25% des Ertrages ans den Transporten 
zwischen Stationen der Gruppe I und 

jenen der Gruppen II und HI) „ 94.000 

Rechnet man die auf den Seiten 23 und 38 aus- 
gewiesenen Ertragsziffern aus der Erhöhung der Manipulations- 
gebühren mit 5V2 Millionen Kronen und aus der Gebiets- 
teilung mit 5 Millionen Kronen hinzu, so müssen Mehr- 
erträgnis und Ausf allsverminderung aus der 
Vereinigung der genannten Tarifmaßnahmen 
gegenüber der uneingeschränkten Durchrechnung des heute 
auf den k. k. Staatsbahnlinien geltenden Baremes im Falle 
der Einlösung der Kaiser Ferdinands-Nordbahn, österr. Nord- 
westbahn, Süd- Norddeutschen Verbindungsbahn und Staats- 
Eis^bahn -Gesellschaft, mindestens mit 11 Millionen 
Kronen veranschlagt werden. 

4 
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Selbst dieser Betrag würde allein das durch die Ver« 
Staatlichimg der erwähnten Privatbahnen sich ergebende 
'Mehrerfordernis für Betriebsauslageu and Verzinsung der 
erhöhten Schuldenlast nicht vollständig decken, nachdem die 
Ertragsverminderung aus der Durchrechnung des heutigen 
Baremes der k. k. österr. Staatsbahnen auf dem derart er- 
weiterten Staatsbahnnetze nach der Statistik pro 1900 mit 
zirka 17^/2 Millionen Kronen berechnet ist und sonach unter 
Berücksichtigung der geringeren im Jahre 1901 beförderten 
Gütermengen mit fast 17 Millionen Kronen angenommen 
werden muß. 

Es ist aber vielleicht gerade hier am Platze, wenn 
auch nur andeutungsweise, auf die schon von vielen Seiten 
hervorgehobenen finanziellen Vorteile hinzuweisen, welche für 
den Staat aus der Erweiterung seines Eisenbahnnetzes dnrch 
Einverleibung der Privatbahnen erwachsen müBten. 

In erster Linie sind es Ersparungen, hervorgerufen 
durch die Zentralisation der Verwaltung und des Betriebes, 
die eine bedeutende Verminderung der Personalkosten, des 
heute unvermeidlichen leeren Rücklaufes der Fahrbetriebs- 
mittel und auch eine rationellere Ausnützung des Laderaumes 
der Visagen ermöglicht, sowie wesentliche Einschränkungen 
der Rechnungskontrolle, der Kartellabrechnungen etc. mit 
sich bringt. 

Hiezu kommen noch mehrfache günstige Folgeerscheinungen 
in tarifarischer Hinsicht. So wird einerseits die heute aus 
Konkurrenzrücksichten gebotene Leitung des Verkehres über 
Umwege in Konsequenz des gleichen Besitzstandes vollständig 
vermieden, andererseits jeder Art von Frachtunterbietung 
innerhalb des abgeschlossenen Staatsbahnbereiches der Boden 
entzogen. Insbesondere aber müßte sich eine segensreiche 
Wirkung in der Richtung äußern, daß der österreichische 
Staat nach Erlangung der freien Beweglichkeit in der 
Tarifierung gegenüber Ungarn und dem Auslande die ein- 
schlägigen Tarife vollständig den handelspolitischen Bedürf- 
nissen anpassen könnte und, befreit von dem inneren Kampfe 
der kleineren wirtschaftlichen Gemeinwesen, wie es die Staats- 
Eisenbahn-Gesellschaft, österr. Nordwestbahn und Kaiser 
Ferdinands-Nordbahn sind, mit seinem dominierenden Eisen^ 
hnnetze einen gewichtigeren Machtfaktor im Wettbewerbe 
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am die Erhaltung and Heranziehung des internationalen Ver- 
kehres darstellen würde. 

All diese Momente bieten allein schon die Gewähr jf(!r 
eine wesentliche Steigerung des Beinertrages aus einem um- 
fassend erweiterten Staatsbahnbetriebe und berechtigen wohl 
im Zusammenhalte mit den weiteren bereits znr Gentige be- 
wiesenen Vorteilen, die aus einer Vereinigung der Eisen- 
bahnen von allgemeiner Bedeutung in der Hand des Staates, 
des berufenen Repräsentanten der Gemeiowirtschaft, hervor- 
gehen müssen, zu der Behauptung: 

* Die beiden in dieser Studie erläuterten tarifarischen 
Maßnahmen bilden eine in finanzieller und volks- 
wirtschaftlicher Beziehung gesicherte Grund- 
lage für die Einlösung der österreichischen 
Privatbahnen. 
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